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Rechtssichere Arbeitszeugnisse.

Das Standardwerk »Arbeitszeugnisse in Text-
bausteinen« stellt ein ausgereiftes System von 
über 3000 Textbausteinen bereit. Damit lassen 
sich in rationeller Weise die gewünschten wah-
ren Aussagen und Wertungen für ein verstän-
dig-wohlwollendes Zeugnis zusammenstellen. 
Eine detaillierte Einführung zur Formulierung 
und Analyse von Zeugnissen zeigt, worauf es 
in der Praxis ankommt.

In der deutsch-englischen Ausgabe gehen die 
Autoren auch auf die Besonderheiten ein, die 
sich bei der internationalen Nutzung von Zeug-
nissen ergeben. Auf je einer Doppelseite finden 
sich links jeweils die deutschen und rechts die 
englischen Textbausteine. Sie helfen nicht nur 
bei Bewerbungen in englischsprachigen bzw. 
westlichen Ländern, sondern sind weltweit 
einsetzbar.

Weuster · Scheer

Arbeitszeugnisse in
Textbausteinen
2015, 13., überarbeitete Auf-
lage, 454 Seiten, € 22,50  

ISBN 978-3-415-05411-0

Weuster · Scheer

Arbeitszeugnisse in
Textbausteinen Deutsch –
Englisch
2015, 3., überarbeitete Auflage, 
216 Seiten, € 26,40  

ISBN 978-3-415-05412-7

WEUSTER_Arbeitszeugnisse.indd   1 02.12.2015   15:12:48



 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

EDITORIAL

„panta rhei“ – alles ist im Fluss!
Die dem griechischen Philosophen Demokrit (ca. 460 v. Chr. – ca. 
370 v. Chr.) zugeschriebene Aussage gilt auch und im Besonde-
ren für die Rechtsanwaltschaft. Was hat sich nicht alles in den 
letzten 30 Jahren getan? Die Standesrichtlinien, die nur noch 
rechtshistorische Bedeutung haben, haben seit 1987 keinen 
Bestand mehr. Große Veränderungen gibt es seither im Berufs-
recht. Vor allem, soweit an die Stelle des ursprünglichen Wer-
beverbots eine grundsätzliche Werbefreiheit getreten ist, sind 
die Veränderungen nicht zu übersehen. In Anzeigen, Werbepla-
katen, als Taxiwerbung und sogar in Radio- und Fernsehspots 
preisen Kanzleien ihre anwaltlichen Leistungen an. Ein weite-
res Beispiel für den fortschreitenden Wandel ist die wachsende 
Zahl der Fachanwaltschaften. Die Satzungsversammlung hat in 
ihrer letzten Sitzung beschlossen, nunmehr den Fachanwalt für 
Migrationsrecht einzuführen; somit wird es in Kürze 23 Fach-
anwaltschaften geben. Auch die Zahl der in unserem Kammer-
bezirk zugelassenen Anwälte hat sich gravierend verändert: 
Anfang 1986 gehörten der Rechtsanwaltskammer München 
etwas mehr als 6.000 Mitglieder an; im November diesen Jah-
res betrug der Mitgliederstand mehr als 21.000! Für die älteren 
Kolleginnen und Kollegen unter uns hat sich die Anwaltschaft 
gravierend gewandelt. Früher ein Berufsstand, der ganz und gar 
darauf bedacht war, Zurückhaltung und ein Höchstmaß an Se-
riosität auszustrahlen; heute ein Beruf, wie nahezu jeder andere 
auch. Ein Wandel auch in der Terminologie: Vom Standesrecht 
zum Berufsrecht! 

Zum 1. Januar 2016 sollte ein weiterer Meilenstein erreicht 
werden; der Termin wurde ja nun etwas verschoben. Für jeden 
Rechtsanwalt wird das besondere elektronische Anwaltspost-
fach (beA) eingerichtet. So hat es der Gesetzgeber in § 31a 
BRAO festgelegt. Dadurch wird der elektronische Rechtsverkehr 
(ERV) der Anwaltschaft untereinander und mit den Gerichten 
eröffnet. Mit einzelnen Gerichten kann dann sogar ab sofort 
elektronisch verkehrt werden; soweit bekannt, soll der ERV mit 
den Gerichten der ordentlichen Gerichtsbarkeit flächendeckend 
in Bayern ab 1. Januar 2018 durchgeführt werden. In anderen 
Ländern, wie Österreich oder Frankreich und Italien, ist dies be-
reits seit längerer Zeit der Fall. Nach Erfahrungsberichten aus 
diesen Ländern funktioniert der ERV gut. Natürlich ist gerade 
für ältere Kolleginnen und Kollegen wieder eine neue Hürde zu 
überspringen – aber „alles ist im Fluss“, auch bei der Anwalt-
schaft – und „wir schaffen das“!
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine frohe Weihnachtszeit 
und alles Gute sowie viel Erfolg im Jahr 2016!

Ihr 

RA Dr. Thomas Weckbach 
Vizepräsident 

Möchten Sie uns Ihre Meinung schreiben? Wir freuen uns über Ihr Feedback.
Senden Sie uns eine Mail an: mitteilungen@rak-muenchen.de
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Bayerisches Stiftungsgesetz
Kommentar

begründet von Dr. Otto Voll und Dr. Josef Voll, 
neu bearbeitet von Johann Störle, Ltd. Minis-
terialrat a.D.

2016, 6., überarbeitete Auflage, ca. 300 Seiten,

Einführungspreis bis Erscheinen € 32,80; 
danach € 39,80

ISBN 978-3-415-05638-1

Zahlreiche Neuerungen im Stiftungsrecht
Die Neuaufl age des Standardkommentars zum 
Bayerischen Stiftungsgesetz (BayStG) erfasst 
alle bundes-, landes- und kirchenrechtlichen 
Rechtsänderungen inkl. der Ausführungsver-
ordnungen zum Kirchlichen und zum Bayeri-
schen Stiftungsgesetz seit Erscheinen der Vor-
aufl age. Im Rahmen der Überarbeitung des 
Kommentars wurden auch neue Gerichtsent-
scheidungen und Beiträge zum Stiftungsrecht 
aus der Literatur eingearbeitet.

Kommentar und Muster für die Praxis
Die umfassenden Kommentierungen der einzel-
nen Artikel mit zahlreichen Rechtsprechungs- 
und Literaturhinweisen unterstützen alle mit 
dem Stiftungsrecht befassten Stellen. Ihnen 
steht der Kommentar als kompetentes Nach-
schlagewerk zum Bayerischen Stiftungsgesetz 
zur Verfügung.

Ein geschichtlicher Überblick über das Stif-
tungsrecht führt in die Rechtsmaterie ein. 
Muster eines Stiftungsgeschäfts und einer 
Stiftungssatzung runden das Werk ab.

Jetzt vorbestellen und sparen!
Alle Kunden, die das Werk vor seinem Erschei-
nen im Januar 2016 vorbestellen, erhalten den 
Kommentar zum günstigen Einführungspreis.

RA1115

Topaktueller 
Kommentar!

Weitere Informationen unter 
www.boorberg.de/alias/1449505
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AKTUELLES
Kammerversammlung 2016

Die ordentliche Kammerversammlung 2016 findet am 

Freitag, den 15. April 2016

in der Alten Kongresshalle, Theresienhöhe 15, 80339 
München (U-Bahn-Station Schwanthalerhöhe) statt. Der Be-
ginn der Veranstaltung wird mit der Einladung bekanntgege-
ben.

Einladung und Tagesordnung werden gemäß § 5 Nr. 2 der 
Geschäftsordnung der Rechtsanwaltskammer München (GO) 
bis spätestens Mittwoch, 30. März 2016, versandt, zusammen 
mit einer Kurzfassung der Jahresrechnung 2015, dem Etat-
vorschlag 2015 in Gegenüberstellung zu den tatsächlichen 
Ausgaben im Jahr 2015, dem Etatvorschlag für das Jahr 2016 
und einem Vorschlag für dessen Finanzierung (§ 5 Nr. 4 GO).

1. Anträge zur Tagesordnung

Anträge zur Tagesordnung sind gemäß § 5 Nr. 1 GO bis spä-
testens 5 Wochen vor der Kammerversammlung, d. h. bis 
spätestens 

Freitag, den 11. März 2016

schriftlich an den Kammervorstand zu richten (Postanschrift: 
Postfach 26 01 63, 80058 München; Geschäftsstelle der 
Kammer: Tal 33, 80331 München; Gerichtsschrankfach Nr. 
191 im Justizpalast München).

2. Wahlen zum Kammervorstand

a) Neuwahlen

Die Kammerversammlung 2016 hat gemäß § 68 Abs. 2 
BRAO Neuwahlen für 18 turnusgemäß ausscheidende Mit-
glieder des Vorstands durchzuführen. Die Wiederwahl ist zu-
lässig (§ 68 Abs. 1 Satz 2 BRAO).

Im Einzelnen scheiden folgende Vorstandsmitglieder aus den 
angegebenen Landgerichtsbezirken (siehe § 11 Nr. 2 GO) aus:

  1. Michael Bogdahn (Memmingen)
  2. Dr. Wolfgang Götz (München I)
  3. Marc Groebl, LL.M. (München I)
  4. Dr. Fritz-Eckehard Kempter (München I)
  5. Dr. Andreas Lehners (München I)
  6. Andreas von Máriássy (München I)
  7. Alexander Mayerhöfer (München II)
  8. Dr. Simone Powilleit (München I)
  9. Dr. Frank Remmertz (München I)
10. Regina Rick (München I)
11. Anne Riethmüller (Augsburg)

12. Dr. Michael Schröter (Deggendorf)
13. Joachim Schwarzenau (München II)
14. Hansjörg Staehle (München I)
15. Michael Then (München I)
16. Jochen Uher (München I)
17. Dr. Thomas Weckbach (Augsburg)
18. Werner Weiss (Augsburg)

b) Ersatzwahl

Darüber hinaus ist für den Landgerichtsbezirk München I 
eine Ersatzwahl durchzuführen, da Herr Kollege Klima nach 
rund 13-jähriger Vorstandstätigkeit aus persönlichen Grün-
den sein Amt zum 15. April 2016 niederlegen wird (§ 69 
Abs. 3 Satz 1 BRAO). 

Insgesamt sind einschließlich der Ersatzwahl in 5 Landge-
richtsbezirken 19 Vorstandsmitglieder zu wählen. Diese ver-
teilen sich wie folgt:
Augsburg:   3 Mitglieder
Deggendorf:   1 Mitglied
Memmingen:   1 Mitglied
München I: 12 Mitglieder (einschl. Ersatzwahl für 2 Jahre)
München II:   2 Mitglieder

3. Wahlvorschläge

Wahlvorschläge sind bis spätestens

Freitag, den 11. März 2016

an den Kammervorstand zu richten. Dazu wird auf § 11 Nr. 1 
GO verwiesen. Dort heißt es:
„Wahlvorschläge sind mindestens fünf Wochen vor dem Zeit-
punkt der Kammerversammlung, in der die Wahl stattfinden 
soll, schriftlich bei der Kammer einzureichen. Später einge-
hende Vorschläge werden nicht berücksichtigt. Jedes Mit-
glied der Kammer kann mehrere Wahlvorschläge einreichen 
oder unterstützen und sich auch selbst zur Wahl vorschlagen.
Die wirksamen Wahlvorschläge sind den Kammermitgliedern 
spätestens zu Beginn der Kammerversammlung bekannt zu 
geben. Eine Liste mit den wirksamen Wahlvorschlägen liegt 
eine Woche vor der Kammerversammlung in der Geschäfts-
stelle der Kammer zur Kenntnisnahme durch die Kammer-
mitglieder auf. Zusätzlich soll sie auf der Homepage der Kam-
mer veröffentlicht werden. 
Gewählt werden kann nur, wer ordnungsgemäß zur Wahl 
vorgeschlagen wurde.“

Wählbar ist gemäß § 10 Nr. 2 GO für den jeweiligen Land-
gerichtsbezirk nur, wer am Tag der Versammlung, also am 
15. April 2016, im Bezirk des Landgerichts seine Kanzlei un-
terhält oder im Fall einer Befreiung gemäß §§ 29 Abs. 1, 29a 
Abs. 2 BRAO zuletzt unterhalten hat. Darüber hinaus sind die 
Vorschriften in § 65 BRAO (Voraussetzungen der Wählbar-
keit), § 66 BRAO (Ausschluss von der Wählbarkeit) und § 67 
BRAO (Recht der Ablehnung der Wahl) zu beachten.
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Journalistenseminar  
von RAK München und BJV

Am 6. Oktober 2015 fand in den 
Räumen der RAK München wieder 
ein von der RAK München und dem 
Bayerischen Journalisten-Verband 
e.V. (BJV) organisiertes Journalisten-
seminar statt. In dem Seminar wur-
den juristische Fragen behandelt, die 
Journalisten in ihrer täglichen Ar-
beit bewegen. Nach der Begrüßung 
durch Präsident Michael Then wurde 
über wichtige Fragen der Gerichts-

berichterstattung informiert. Es moderierte Vizepräsident 
Andreas von Máriássy. Als Referenten konnten Gerhard Zierl, 
Präsident des AG München a.D., RA Prof. Dr. Eckhart Mül-
ler, ehemaliger Vizepräsident der RAK München, sowie RA 
Dr. Klaus Rehbock gewonnen werden. Diese referierten zu 
Themen wie beispielsweise einem Auskunftsanspruch ge-
genüber Richtern, Pressesprechern und Staatsanwälten, der 
Beachtung des Datenschutzes im Hinblick auf die Resoziali-
sierung von Straftätern sowie der Zusammenarbeit mit der 
Presse aus Sicht eines Strafverteidigers.

Präsident des AG München a.D. 
Gerhard Zierl berichtete zu dem 
Thema Auskunftsanspruch gegen-
über Richtern, Pressesprechern und 
Staatsanwälten. Dieser verwies auf 
Art. 4 BayPG, wonach die Presse 
nur gegenüber Behörden ein Recht 
auf Auskunft hätte, nicht aber ge-
genüber dem einzelnen Richter oder 
Staatsanwalt. Ansprechpartner seien 
der jeweilige Behördenleiter oder der 
von ihm beauftragte Pressesprecher. 

Bei der Weitergabe von persönlichen Daten habe eine Einzel-
fallentscheidung zu erfolgen. Hierbei habe eine Abwägung 
stattzufinden, ob das Interesse der Öffentlichkeit auf Infor-
mationen oder das Schutzbedürfnis und die Persönlichkeits-
rechte der betroffenen Personen höher wiege. Zu prüfen sei 
auch, ob eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht bestehe 
wie zum Beispiel bei Steuerverfahren, bei Betreuungssachen 
oder bei Jugendlichen. 

In diesem Zusammenhang wurde auch auf die im Mai 2014 
erlassenen Richtlinien hingewiesen, die die Zusammenarbeit 
der bayerischen Justiz mit der Presse regeln. So sei in Richt-
linie 8.1 des Pressekodex geregelt, dass Journalisten einen 
Anspruch auf Gerichtsberichtserstattung haben, der mit dem 
Persönlichkeitsrecht (Recht am eigenen Bild und Wort, Recht 
auf Vergessenwerden) kollidiere.

RA Dr. Klaus Rehbock vermittelte 
den Teilnehmern, welche daten-
schutzrechtlichen Belange im Hin-
blick auf die Resozialisierung von 
Straftätern zu beachten sind. An-
hand der Lebach-Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahr 1973 zeigte er auf, dass das 
Resozialisierungsinteresse des verur-
teilten Straftäters im Einzelfall höher 

zu bewerten sei als eine in Text oder Foto identifizierende Be-
richterstattung. Je weiter eine Tat zeitlich entfernt liege und 
je weniger ein aktueller Bezug zu Vergleichsfällen gegeben 
sei, desto stärker wiege das Interesse des Täters daran, nicht 
erneut in die Schlagzeilen zu geraten.

RA Prof. Dr. Eckhart Müller berich-
tete aus Sicht des Strafverteidigers, 
inwieweit die öffentliche Meinung 
den Ausgang von Strafprozessen 
beeinflusst oder manipuliert. Er 
wies auf die „Litigation-PR“, einer 
neuen Form der juristischen Pres-
searbeit, hin, die damit werbe, alles 
und jeden zu instrumentalisieren, 

„um dem juristischen Ziel des Man-
danten möglichst nahezukommen“. RA Prof. Dr. Müller plä-
dierte jedoch dafür, sich an den vom Strafrechtsausschuss 
der BRAK aufgelegten „Thesen der Strafverteidigung“ als 
Richtschnur für den Umgang mit Medienvertretern zu ori-
entieren. Danach sei die Verteidigung grundsätzlich nicht in 
oder über Medien zu führen. Die Verteidiger sollten zudem 
nicht an der Vermarktung möglicher Straftaten ihrer Man-
danten mitwirken. 

In der sich anschließenden Diskussion wurde unter ande-
rem darauf hingewiesen, dass zwar der Anklagesatz, nicht 
aber die Anklageschrift an die Presse weitergegeben werden  
darf.

RA Andreas von Máriássy

RA Dr. Klaus Rehbock

RA Prof. Dr. Eckhart Müller

Gerhard Zierl,  
Präsident AG München a.D.
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Klausurtagung des Vorstands befasst  
sich mit Neuordnung des Rechts der 
Syndikusanwälte

Am 16. Oktober 2015 kam der Kammervorstand zu seiner 
jährlichen Klausurtagung in Fischbachau zusammen. Dabei 
stand der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Neuord-
nung des Rechts der Syndikusanwälte zur Diskussion. Als 
Gast konnte Beate Matern, Mitarbeiterin der Grundsatzab-
teilung der Deutschen Rentenversicherung Bund, Referat 
Versicherungs- und Beitragsrecht, gewonnen werden. Der 
Vorstand informierte sich über die mit Inkrafttreten des Ge-
setzes auf die Rechtsanwaltskammern zukommenden neuen 
Aufgaben und diskutierte deren Handhabung.

So entscheidet nach § 46a Abs. 2 Satz 1 BRAO-E die ört-
lich zuständige Rechtsanwaltskammer nach Anhörung des 
Trägers der Rentenversicherung über die Zulassung als Syn-
dikusrechtsanwalt. Die Entscheidung ist zu begründen und 
dem Antragsteller sowie dem Träger der Rentenversiche-
rung zuzustellen. Im Rahmen ihrer Entscheidung haben die 
Rechtsanwaltskammern zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
des § 46 Abs. 3 BRAO-E erfüllt sind und damit eine anwaltli-
che Tätigkeit i.S.d. § 46 Abs. 2 Satz 1 BRAO-E vorliegt. 

Darüber hinaus ist der Rechtsanwaltskammer gemäß § 46b 
Abs. 4 Satz 1 BRAO-E jede tätigkeitsbezogene Änderung des 
Arbeitsvertrags (Nr. 1) sowie jede wesentliche Änderung der 
Tätigkeit innerhalb des Anstellungsverhältnisses (Nr. 2) unver-
züglich anzuzeigen. Kommt der Syndikusrechtsanwalt dieser 
Anzeigepflicht nicht nach, stellt dies einen Berufsrechtsver-
stoß dar und kann berufsrechtlich geahndet werden. Liegt 
eine tätigkeitsbezogene Änderung des Anstellungsverhält-
nisses vor, ist von der Rechtsanwaltskammer zu prüfen, ob 
die Voraussetzungen des § 46 Abs. 3 BRAO-E weiter erfüllt 
sind. Kommt die Rechtsanwaltskammer zu dem Ergebnis, 
dass dies nicht der Fall ist, ist die Zulassung zu widerrufen. 

Die Prüfung der Kriterien des § 46 Abs. 3 BRAO-E stellt für 
die Rechtsanwaltskammern Neuland dar. Der Vorstand ließ 

sich über die bisherige Verwaltungspraxis zur Befreiung von 
Syndikusanwälten durch die Deutsche Rentenversicherung 
Bund (DRV) informieren. Im Anschluss wurde von den Vor-
standsmitgliedern diskutiert, wie die Prüfung der einzelnen 
Kriterien vonstatten gehen könnte und welche Vorarbeiten 
hier zu leisten sind, um für die künftige Rechtslage gerüstet 
zu sein.

Podiumsdiskussion  
„Flüchtlinge – Objekte der Medien?“
„Flüchtlinge – Objekte der Medien?“ lautete die Frage, über 
die die Podiumsteilnehmer am 16. November 2015, mode-
riert von Thomas Morawski, Fernsehjournalist und früherer 
Leiter des ARD-Studios Wien, diskutierten. Die Podiums-
diskussion war die vierte Veranstaltung einer Reihe, die die 
Rechtsanwaltskammer München und der Bayerische Jour-
nalisten-Verband gemeinsam ausrichten. Sie spricht aktuelle 
juristische Fragen an, die auch Journalisten und Medien be-
wegen. Rund 80 Interessierte besuchten die Veranstaltung, 
damit war der Münchner PresseClub bestens gefüllt.

Auf dem Podium saßen Jan Bielicki, Journalist bei der Süd-
deutschen Zeitung, Ehsan Mehrabi, Journalist aus dem Iran, 
RAin Ingvild Geyer-Stadie sowie Dr. Hilde Stadler, Korrespon-
dentin BR / ARD Fernsehen.

Die Podiumsrunde suchte unter anderem Antworten auf 
die Frage, ob die Medien das Entstehen der „Flüchtlingskri-
se“ falsch bewertet und somit zur Überraschung über den 
Flüchtlingsstrom beigetragen haben. Ein weiterer Punkt war 
der derzeit gegenüber Journalisten gemachte Vorwurf der 
Stimmungsmache und Schönfärberei sowie die Frage, ob die-
ser Vorwurf berechtigt sei. Darüber hinaus wurde diskutiert, 
ob die Medien instrumentalisiert werden oder jedenfalls die 
Gefahr einer Instrumentalisierung besteht.

Die gut zweistündige Veranstaltung endete mit einer offe-
nen und lebhaften Diskussion zu einzelnen Statements der 
Podiumsteilnehmer. 

BRAK verschiebt Starttermin für besonderes elektronisches Anwaltspostfach

Zum 1. Januar 2016 sollte jeder in der Bundesrepublik zugelassene Rechtsanwalt ein besonderes elektronisches Anwalts-
postfach (beA) erhalten. Mit der Entwicklung dieser Postfächer wurde 2013 die Bundesrechtsanwaltskammer betraut. 

In den Tests der letzten Wochen hat sich gezeigt, dass die Qualität des beA in Bezug auf die Nutzerfreundlichkeit noch 
nicht den Erwartungen der BRAK entspricht. Das Präsidium der BRAK hat deshalb beschlossen, den Start des beA zu 
verschieben und die Postfächer erst dann zur Verfügung zu stellen, wenn sichergestellt ist, dass alle vorgesehenen Funk-
tionen verlässlich zur Verfügung stehen.

Die BRAK führt jetzt mit Atos, dem mit der Entwicklung des beA beauftragten Unternehmen, Gespräche, um festzulegen, 
bis zu welchem Termin alle notwendigen Tests und gegebenfalls erforderliche Nachbesserungsarbeiten durchgeführt  
und abgeschlossen werden können. Der neue Starttermin wird auf der speziell zum beA eingerichteten Internetseite 
http://bea.brak.de veröffentlicht.
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Flüchtlingshilfe und  
Flüchtlingsunterstützung
Da die Familiengerichte dringend Vormünder für die vielen 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge suchen, die derzeit 
nach Deutschland kommen, hat die RAK München im Ok-
tober 2015 eine Liste für Vormünder für unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge eingerichtet. Die RAK München hatte 
über den Newsletter 9/2015 sowie die Website alle Mitglie-
der, die sich für die Bestellung als Vormund zur Verfügung 
stellen möchten, aufgerufen, sich bei der RAK München zu 
melden. Die Liste wird laufend aktualisiert. 

Die RAK München hat bei den Familiengerichten im Kammer-
bezirk angeregt, für die anspruchsvolle Aufgabe als Vormund 
möglichst Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte zu bestel-
len, da diese über die erforderlichen rechtlichen Kenntnisse 
verfügen. Gleichzeitig wurden die Familiengerichte über die 
von der RAK München geführte Liste informiert. Es sind be-
reits zahlreiche Familiengerichte auf die RAK München zuge-
kommen und haben die Liste angefordert. 

Allen Kolleginnen und Kollegen, die sich bereits als Vormund 
engagieren bzw. engagieren wollen, möchten wir an dieser 
Stelle herzlich danken.

Im Zusammenhang mit der von der RAK München eingerich-
teten Liste wurde im November 2015 für Interessierte eine 
Fortbildungsveranstaltung in Augsburg und München orga-
nisiert. Unter dem Titel „Leitfaden für Vormünder im Umgang 
mit minderjährigen unbegleiteten Flüchtlingen“ gaben RA Ri-
chard Langer, Augsburg, sowie Rechtspflegeamtmann Tobias 
Albert, Familiengericht Augsburg, Tipps und nähere Informati-
onen zur Tätigkeit als Vormund. Zum Thema „Flüchtlingsrecht 
– Asylrecht und Europäisches Asylsystem“ fand im Dezember 
2015 eine weitere Fortbildungsveranstaltung statt. 

Law Clinic Augsburg: Unterstützung 
durch die RAK München
Seit Beginn des Wintersemesters 2015/2016 bietet die Law 
Clinic als ein Projekt der Juristischen Fakultät der Universi-
tät Augsburg gemeinnützigen Vereinigungen, Behörden, 
Gerichten und sonstigen öffentlichen Einrichtungen sowie 
Asylbewerbern, Flüchtlingen und Migranten kostenlose stu-
dentische Rechtsberatung. Dies erfolgt in Zusammenarbeit 
mit der RAK München und der Stadt Augsburg als Koope-
rationspartner.

Das Konzept der Law Clinic Augsburg sieht vor, dass über 
die Stadt Augsburg konkrete oder abstrakte Rechtsfragen 
aus dem Gebiet des Ausländer- und Asylrechts sowie aus 
angrenzenden Rechtsgebieten eingereicht werden. Diese 
Rechtsfragen werden von den studentischen Mitgliedern der 
Law Clinic zunächst gutachterlich bearbeitet, die Lösungsan-
sätze werden dann über die Stadt Augsburg an die einzelnen 

Fragesteller weitergegeben. Bei der gutachterlichen Bearbei-
tung werden die Studenten von sechs Anwaltskolleginnen 
und -kollegen, die in diesen Bereichen tätig sind, ehrenamt-
lich unterstützt. Der Kontakt zu den Kolleginnen und Kolle-
gen wurde durch Vizepräsident Dr. Thomas Weckbach aus 
Augsburg hergestellt. 

Drittes Übereinkommen zwischen  
RAK München und RAK Bordeaux

Die RAK München unterhält seit vielen Jahren enge partner-
schaftliche Verbindungen mit der RAK Bordeaux. Bereits im 
Oktober 1985 sowie im November 2004 wurden zwischen 
den beiden Kammern zwei Partnerschaftsabkommen ab-
geschlossen. Ziel ist die Förderung des Austauschs junger 
Rechtsanwälte und Referendare zu Praktika und Studienauf-
enthalten, der Austausch von Erfahrungen mit dem deut-
schen und französischen Rechtssystem sowie die Förderung 
einer gemeinsamen Zukunft des Anwaltsberufs in Europa. 

Am 9. Oktober 2015 wurde in den Räumen der RAK Mün-
chen ein weiteres Abkommen zwischen den beiden Kammern 
geschlossen. Dieses regelt die gegenseitige Anerkennung der 
anwaltlichen Fortbildung. Mit diesem Übereinkommen ver-
pflichten sich die beiden Rechtsanwaltskammern unter ande-
rem dazu, Fortbildungsbeauftragte zu benennen. Diese sind 
dafür zuständig, regelmäßig und unter Hinweis auf die jeweils 
berührten Fachgebiete auf die Fortbildungsveranstaltungen 
hinzuweisen, die Kammermitglieder über die jeweils von der 
anderen Kammer angebotenen Fortbildungsveranstaltun-
gen zu unterrichten sowie Fortbildungsbescheinigungen zu 
erstellen. Geregelt ist darüber hinaus die Anerkennung der 
Fortbildungsstunden der französischen Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte in München sowie der deutschen Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte in Bordeaux in der kammer-
eigenen Fortbildungsüberwachung. Das Übereinkommen 
wurde von RA und Avocat Christian Klima in seiner Funktion 
als Vorsitzender der Abteilung X für Internationale Beziehun-
gen und RAin und Avocat Dr. Jutta Laurich als Vertreterin der 
RAK Bordeaux unterzeichnet.

Das Übereinkommen finden Sie auf der Website der RAK 
München unter:
http:/ /rak-muenchen.de/f i leadmin/RAK-Redaktion/
Downloads/10-Wie_ueber_uns/11-Internationales/Bor-
deaux.pdf 
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Treffen der befreundeten  
und benachbarten Kammern
Auf Anregung des damaligen Präsidenten der RAK Mün-
chen, Herrn Ehrenpräsident Dr. Ernst, treffen sich seit 1994 
Vertreter regionaler Rechtsanwaltskammern zum Erfah-
rungsaustausch. Am 10. Oktober 2015 fand dieses traditio-
nelle Treffen der befreundeten und benachbarten Kammern 
in München statt.

Dieses Jahr erörterten über 40 Vertreter französischer, italie-
nischer, kroatischer, österreichischer, slowakischer und deut-
scher Kammern Fragen des elektronischen Rechtsverkehrs.

Während die Vertreter der deutschen Kammern nur über 
den Stand der Umsetzung des besonderen elektronischen 
Anwaltspostfaches und der hierbei noch offenen Fragen 
berichten konnten, wurde aus den Länderberichten Öster-
reichs, Italiens und Frankreichs deutlich, wie weit die deut-
sche Rechtswirklichkeit der europäischen Entwicklung hinter-
herhinkt. In diesen drei Ländern geschieht der Rechtsverkehr 
zwischen Zivilgerichten und Parteien seit Jahren digital, den 
Rechtsanwälten als Parteivertreter steht hier auch ein un- 
mittelbarer digitaler Zugriff auf die Gerichtsakten zur Verfü-
gung.

Aus den Länderberichten wurde zwar einerseits deutlich, 
dass die Einführung elektronischer Kommunikation nicht im-
mer ohne Umstellungsschwierigkeiten (gegebenenfalls der 
Notwendigkeit paralleler Aktenführung in der Übergangs-
zeit) und doch einiger Kosten verbunden war (Upgrade der 
EDV-Ausstattung), andererseits ein Arbeiten ohne digitale 
Kommunikation heute nicht mehr vorstellbar ist.

Chinesische Richterdelegation  
zu Besuch

Am 15. November 2015 besuchte eine Delegation chine-
sischer Richter aus der Provinz Hainan die RAK München. 
Der Besuch der Delegation erfolgte im Rahmen eines von 
der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) GmbH in Kooperation mit der Robert Bosch 
Stiftung GmbH, dem Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz und dem Obersten Gerichtshof der Volks-
republik China ausgerichteten deutsch-chinesischen Rich-
teraustauschprogramms. Der direkte Austausch zwischen 
den deutschen und chinesischen Richtern ergänzt den auf 
politischer Ebene verankerten deutsch-chinesischen Rechts-
staatsdialog. Ziel des Richteraustauschs ist es, langfristige 
Austauschbeziehungen zwischen Richtern beider Länder zu 
etablieren. Dadurch soll das Verständnis von Entscheidungs-
trägern in der chinesischen Gerichtsbarkeit für die Besonder-
heiten der grundrechts- und normenbasierten rechtsstaatli-
chen Justiz in Deutschland und deren Bedeutung für Staat 
und Gesellschaft gefördert werden.

Vizepräsident Dr. Thomas Kuhn begrüßte die zehn Delega-
tionsteilnehmer in den Räumen der RAK München. Er hob 
die Bedeutung der Anwaltschaft für einen funktionierenden 
Rechtsstaat sowie das Verhältnis zwischen Justiz und Anwalt-
schaft in Deutschland hervor. Zudem stellte er den Besuchern 
die Aufgaben der RAK München im Rahmen der anwaltli-
chen Selbstverwaltung vor.

Jour fixe mit den Vertretern  
der Sozialgerichtsbarkeit
Am 29. Oktober 2015 fand der regelmäßige Jour fixe zwi-
schen der RAK München und Vertretern der Sozialgerichts-
barkeit statt. Teilgenommen haben u.a. die Präsidentin des 
LSG Bayern Elisabeth Mette sowie seitens der RAK München 
Präsident Michael Then.

Besprochen wurden insbesondere folgende Themen:

– Die Anwaltschaft wurde erneut dringend gebeten, Schrift-
sätze nicht per Telefax und Original einzureichen. Dies füh-
re  zu einem erheblichen Mehraufwand. Die Versendung 
als Telefax sei ausreichend.

– Die Vertreter der Sozialgerichtsbarkeit äußerten zudem die 
Bitte den Mandanten bei der Ausfüllung des Prozesskos-
tenhilfeformulars zu helfen.

– Darüber hinaus wurde die Einrichtung einer elektronischen 
Sitzungssaalanzeige angekündigt, auf der abgelesen wer-
den kann, welcher Fall aktuell verhandelt wird. Zudem 
werden  in einigen Sitzungssälen mobile induktive Höran-
lagen installiert. Es wurde gebeten, bei Bedarf in einem 
konkreten Verfahren dies mitzuteilen, damit für die Sitzung 
ein entsprechend ausgestatteter Sitzungssaal belegt wird.

– Von der Anwaltschaft wurde die Bedeutung des persönli-
chen Erscheinens zum Termin für die Parteien erörtert; bei 
persönlichem Erscheinen sollte den Parteien ermöglicht 
werden, ausreichend das Wort zu erhalten. Ein Rechtsan-
walt möge – so die Vertreter der Sozialgerichtsbarkeit – 
das Gericht auf einen Äußerungsbedarf des Mandanten 
aufmerksam machen. In diesem Zusammenhang wurde 
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angemerkt, dass bei den Gerichten angesichts der Ver-
fahrensmasse das Bedürfnis bestehe, in leichten Fällen 
Gerichtsbescheide zu erlassen. Es sei jedoch ein Anliegen, 
den Anteil der Gerichtsbescheide nicht weiter wachsen zu 
lassen. 

– Erörtert wurde der Vorschlag der Anwaltschaft, einen 
Leitfaden oder Empfehlungen für die Festlegung der Ge- 
bühren in der bayerischen Sozialgerichtsbarkeit herauszu-
geben. Hier konnte noch kein abschließendes Ergebnis er-
zielt werden.

– Besprochen wurden die Auswirkungen einer Entscheidung 
des 15. Senats vom 22. Mai 2015 (Az. L 15 SF 115/14 E) 
zum fehlenden Anfall einer fiktiven Terminsgebühr beim 
Abschluss eines außergerichtlichen Vergleichs. Es wur-
de darauf hingewiesen, dass die Anwaltschaft in diesen 
Fällen künftig regelmäßig auf einem gerichtlich fixierten 
Vergleich bestehen wird. Seitens der Sozialgerichtsbarkeit 
wurde auf die Gefahr der Umgehung hingewiesen. Pro-
zessual denkbar seien aber ein deklaratorischer Beschluss 
nach § 278 Abs. 6 Satz 2 ZPO bzw. die Durchführung eines 
Erörterungstermins.

Der nächste Jour fixe ist derzeit für Oktober 2016 vorgese-
hen. Kollegen, die bei diesem Termin Fragen oder Proble-
me erörtert wissen möchten, werden gebeten, diese an die 
Rechtsanwaltskammer weiterzugeben. 

Fachanwälte: Fortbildungsnachweise 
für 2015 einreichen
Fachanwältinnen und Fachanwälte, die für das laufende 
Jahr noch keine ausreichende Fortbildung nach § 15 FAO 
nachgewiesen haben, werden gebeten, ihre entsprechenden 
Bestätigungen bzw. Unterlagen bis 31. Dezember 2015 – 
gerne auch per E-Mail – einzureichen. In diesem Zusammen- 
hang wird ausdrücklich erneut auf folgende Punkte hinge-
wiesen:

1. Die Fortbildungsverpflichtung für Fachanwälte hat sich 
seit 1. Januar 2015 von 10 Stunden auf 15 Stunden er-
höht. Wir bitten daher alle Fachanwälte, Nachweise für 15 
Fortbildungsstunden auf dem Fachgebiet einzureichen.

2. Nach einer Entscheidung des BGH muss die Fortbildung 
grundsätzlich bis 31. Dezember 2015 durchgeführt und 
nachgewiesen werden. Der BGH hat mit Beschluss vom 
5. Mai 2014 – AnwZ (Brfg) 76/13, BRAK-Mitt. 2014, 212, 
Rn. 9 – wie folgt entschieden: „Die Fortbildungspflicht ist 
in jedem Kalenderjahr aufs Neue zu erfüllen. Ob ein Fach-
anwalt Fortbildungsveranstaltungen im Umfang von min-
destens 10 Zeitstunden (jetzt 15) besucht hat, steht erst 
nach Ablauf des jeweiligen Jahres fest, ändert sich dann 
aber auch nicht mehr. Ist ein Jahr verstrichen, kann er sich 
in diesem Jahr nicht mehr fortbilden.“ Die frühere Verwal-

tungspraxis der RAK München, wonach versäumte Fort-
bildung bis 31. März des Folgejahres nachgeholt werden 
konnte, konnte aufgrund dieser BGH-Rechtsprechung 
nicht aufrechterhalten bleiben. Der BGH betonte in seiner 
Entscheidung allerdings gleichermaßen, dass der Widerruf 
der Fachanwaltsbezeichnung dadurch verhindert werden 
kann, dass sich der betroffene Rechtsanwalt im Folgejahr 
überobligatorisch fortbildet. 

BRAK-Präsidium:  
Präsident Then wird Schatzmeister
Die Hauptversammlung der Bundesrechtsanwaltskammer 
(BRAK) hat am 18. September 2015 den Präsidenten der RAK 
München, Michael Then, als Schatzmeister in das Präsidium 
der BRAK gewählt. Neuer Präsident der BRAK ist Rechtsan-
walt Ekkehart Schäfer. Rechtsanwalt Dr. Martin Abend, LL.M. 
(Cornell) (RAK Sachsen) wurde erneut in das Präsidium ge-
wählt. Die Präsidenten der RAK Celle, Rechtsanwalt und No-
tar Dr. Thomas Remmers, und der RAK Hamm, Rechtsanwalt 
und Notar Dr. Ulrich Wessels, sind die neuen Vizepräsidenten 
der BRAK. Mit Rechtsanwältin Ulrike Paul, Präsidentin der 
RAK Stuttgart, wurde zudem erstmals eine Frau in das BRAK-
Präsidium gewählt. 

6. Satzungsversammlung  
hat Arbeit aufgenommen 
Am 9. November 2015 kam die 6. Satzungsversammlung zu 
ihrer ersten Sitzung in der neuen Legislaturperiode zusam-
men. Die Satzungsversammlung, auch Parlament der Rechts-
anwaltschaft genannt, beschloss den Fachanwaltstitel für 
Migrationsrecht. Der Beschluss geht auf Vorbereitungen aus 
der vergangenen Legislaturperiode und einer Initiative von 
Mitgliedern der Satzungsversammlung zurück.

Ergänzend zu den bereits vorliegenden umfassenden Überle-
gungen begründete die Initiative ihren Vorstoß unter ande-
rem mit den aktuellen Flüchtlingszahlen. Hieraus ergebe sich 
aktuell und auch langfristig ein Bedürfnis nach qualifiziertem 
Rechtsrat. Die derzeit auf diesem Gebiet tätigen Kolleginnen 
und Kollegen seien dem Ansturm der Neuankömmlinge nicht 
gewachsen. Ohne eine sofortige Qualifizierungsoffensive 
werde eine große Menge Rechtsuchender dauerhaft ohne 
kompetenten Rechtsrat auskommen müssen, so die Antrags-
begründung.

Dabei wird die künftige Fachanwaltschaft nicht auf asylrecht-
liche Fragen begrenzt. Von dem beschlossenen Katalog der 
zu erwerbenden theoretischen Kenntnisse werden z. B. auch 
Fragen zur europäischen und außereuropäischen Arbeitsmi-
gration umfasst.

Die RAK München ist in der Satzungsversammlung mit elf 
Delegierten vertreten.
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Bayerischer Verdienstorden für Ottheinz Kääb

Vorstandsmitglied Ottheinz Kääb, LL.M. aus München wurde für seine jahrzehntelan-
ge ehrenamtliche Tätigkeit in den Gremien der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steu-
erberaterversorgung (BRAStV) und seine Verdienste in der Ausbildung und Betreuung 
des juristischen Nachwuchses sowie sein großes Engagement im Rahmen der sozialen 
Betreuung bedürftiger Kammermitglieder mit dem Bayerischen Verdienstorden ausge-
zeichnet. Ministerpräsident Horst Seehofer überreichte die Auszeichnung im Rahmen 
eines Festaktes am 14. Oktober 2015 im Antiquarium der Residenz München. Der 
Ministerpräsident wies auf Kääbs besondere Verdienste in seiner ehrenamtlichen Tä-
tigkeit in den Gremien der BRAStV hin: Als einer der Gründerväter der zu Beginn der 
1980er Jahre errichteten „Bayerischen Rechtsanwaltsversorgung“ trat er von Anfang 
an engagiert für die Idee der berufsständischen Versorgung für die Rechtsanwälte 
in Bayern ein und förderte sowohl die Gründung als auch die Fortentwicklung des 
Versorgungswerks. Seit 1997 ist er Vorsitzender des Verwaltungsrats der BRAStV und  
1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Verwaltungsausschusses. Der Ministerpräsident 
in seiner Laudatio: „Nicht nur im Rahmen der Gremiensitzungen trat Kääb mit großem, 

über das Normalmaß hinausgehenden Engagement für die Belange des Versorgungswerks seines Berufsstands ein; auch bei 
den bundesweit stattfindenden Treffen aller deutschen Rechtsanwaltsversorgungswerke sowie der Mitgliederversammlung der 
bundesweit tätigen „Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e.V.“ vertritt er Bayern seit vielen Jahren 
ebenfalls mit großem Engagement und Sachkunde. Durch seinen unermüdlichen Einsatz als langjähriger Vorsitzender des Ver-
eins „Selbsthilfe der Rechtsanwälte e.V.“ und das nach wie vor außerordentlich hohe persönliche Engagement für die Aus- und 
Weiterbildung des juristischen Nachwuchses hat er sich hervorragende Verdienste um den Freistaat Bayern und seine Bürgerin-
nen und Bürger erworben. Für sein verdienstvolles Lebenswerk wird er mit dem Bayerischen Verdienstorden ausgezeichnet.“

Die RAK München gratuliert dem Geehrten zu der hohen Auszeichnung.

Kammermedaille für Thomas Rosier

Die RAK München hat dem französischen Kollegen Avocat Thomas Rosier die Kam-
mermedaille verliehen. Vorstandsmitglied Christian Klima hat Herrn Kollegen Rosier die 
Auszeichnung anlässlich der Unterzeichnung eines Übereinkommens mit der Rechts-
anwaltskammer Bordeaux am 9. Oktober 2015 in den Räumen der RAK München 
überreicht. Die Auszeichnung erhielt der französische Kollege für den 1. Platz im Rede-
wettstreit der Kammer Bordeaux. Die Redewettstreite haben in Frankreich eine heraus-
ragende Bedeutung. Den jeweiligen Gewinnern wird auf Lebenszeit der begehrte Titel 
„Premier Secrétaire de la Conférence“ verliehen. Die Rechtsanwaltskammer München 
ist der Rechtsanwaltskammer Bordeaux bereits seit 1985 im Rahmen zweier Partner-
schaftsabkommen besonders verbunden. Das nunmehr abgeschlossene Übereinkom-
men regelt die gegenseitige Anerkennung der anwaltlichen Fortbildung.

v.l.n.r.: RA Ottheinz Kääb, LL.M., Ministerpräsident 
Horst Seehofer; Quelle: Bayerische Staatskanzlei

v.l.n.r.: Avocat Thomas Rosier, RA Christian Klima

Examenspreis der RAK München an der Universität Augsburg

Vorstandsmitglied Werner Weiss hat in Augsburg den Examenspreis der RAK München 
an Sebastian Schwarz anlässlich der Examensfeier am 17. September 2015 überreicht. 

Der Preisträger hat am Prüfungsort Augsburg als Prüfungsbester die Erste Juristische 
Staatsprüfung 2015/I bestanden.

v.l.n.r.: RA Werner Weiss, Sebastian Schwarz
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Vorstandsmitglied Dr. Albert Hägele aus Kempten wurde für sein jahrzehntelan-
ges Engagement für die Belange der Anwaltschaft mit der Medaille für Verdienste 
um die Bayerische Justiz ausgezeichnet. Justizminister Prof. Dr. Winfried Bausback 
überreichte die Auszeichnung im Rahmen einer Feierstunde am 1. Dezember 2015 
im Justizpalast in München. Als Vorsitzender des Anwaltsvereins Kempten und als 
langjähriges Mitglied des Vorstands der RAK München setzte er sich insbesondere 
auch für die Förderung junger Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ein. Dr. Hägele 
hatte von 1979 bis 2012 den Vorsitz des Anwaltsvereins Kempten inne. Seit 1982 ist 
er Mitglied des Vorstands der RAK München. Über zwanzig Jahre wirkte Dr. Hägele 
als Vizepräsident im Präsidium der RAK München, aus dem er 2014 ausschied. Als 
Mitglied des BRAO-Ausschusses der Bundesrechtsanwaltskammer war er seit 2000 
mit der Umsetzung zahlreicher Reformen befasst, die sich erheblich positiv auf die 
Arbeit der Anwaltschaft und der Gerichte auswirkte. So war Dr. Hägele maßgeb-
lich an der Umsetzung des Gesetzes zur Stärkung der Selbstverwaltung der Rechts-
anwaltschaft, der Gesetze zur Modernisierung von Verfahren im anwaltlichen und 

notariellen Berufsrecht sowie zur Errichtung einer Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft beteiligt. Der Minister in seiner 
Festrede: „In Ihrer über 30-jährigen Amtszeit haben Sie sich mit viel Herzblut und großem Engagement für die Belange der 
Anwaltschaft eingesetzt und waren dabei stets ein wichtiger Ansprechpartner für die Justiz!“.

Die RAK München gratuliert dem Geehrten zu der hohen Auszeichnung. 

In einer gemeinsamen Resolution haben sich Bundesrechts-
anwaltskammer, Bundessteuerberaterkammer, Bundesärzte-
kammer, Bundeszahnärztekammer, Wirtschaftsprüferkammer 
und Bundesapothekerkammer nachdrücklich gegen eine an-
lasslose flächendeckende Speicherpflicht von Verkehrs- und 
Standortdatendaten von Berufsgeheimnisträgern ausgespro-
chen:

Gemeinsame Resolution

Die oben genannten Berufskammern vertreten die Interessen 
von mehr als 500.000 Berufsträgerinnen und Berufsträgern in 
der Bundesrepublik Deutschland. So unterschiedlich die Beru-
fe unserer Mitglieder auch sind – allen gemeinsam ist, dass sie 
Berufsgeheimnisträger im Sinne des § 203 StGB sind. Danach 
ist es verboten, Geheimnisse, die im Rahmen der Berufsaus-
übung anvertraut wurden, zu offenbaren. Diese strafbewehr-

te Verpflichtung besteht zum Schutz des zwingend erforder-
lichen Vertrauensverhältnisses zu unseren PatientInnen und 
MandantInnen.

Der Entwurf für ein „Gesetz zur Einführung einer Speicher-
pflicht und einer Höchstspeicherfrist für Verkehrsdaten“ sieht 
jedoch vor, dass auch die Verkehrs- und Standortdaten unse-
rer Mitglieder gespeichert werden sollen. Lediglich die Verwer-
tung dieser Daten soll dann, wenn ein Zeugnisverweigerungs-
recht nach § 53 Abs. 1 StPO besteht, ausgeschlossen sein. 

Gegen die anlasslose Speicherung von Verkehrs- und Stand-
ortdaten bestehen generell gravierende verfassungs- und 
europarechtliche Bedenken. Auf jeden Fall muss zum Schutz 
von Mandanten und Patienten die geplante Speicherung der 
Verkehrs- und Standortdaten aller Berufsgeheimnisträger ver-
hindert werden.

Bereits die Speicherung der Daten stellt eine nicht zu akzep-
tierende Beeinträchtigung des Berufsgeheimnisses und damit 
des zwingend erforderlichen Vertrauensverhältnisses dar. Die 
Speicherung der Daten ermöglicht die Erstellung aussage-
kräftiger individueller Persönlichkeits- und Bewegungsprofile 
und die Aufdeckung von Entscheidungsabläufen. Ob, wann 
und wie lange jemand z. B. mit einem Abgeordneten, Arzt, 
Apotheker, Journalisten, Rechtsanwalt oder Steuerberater 
Kontakt aufgenommen hat, unterliegt bereits dem Berufsge-
heimnis und muss ohne jede Ausnahme vertraulich bleiben. 

Medaille für Verdienste um die Bayerische Justiz für Dr. Albert Hägele

Keine Speicherung der Verkehrs- und Standortdaten von Berufsgeheimnisträgern!

v.l.n.r.: RA Dr. Albert Hägele, Prof. Dr. Winfried  
Bausback; Quelle: BayStMJ
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Durch das Bewusstsein über eine Speicherung der Kontaktauf-
nahme entsteht das Gefühl von staatlicher Überwachung und 
Kontrolle, das dazu führen kann, dass der oder die Betroffene 
eine Kontaktaufnahme unterlässt. Der freie, ungehinderte und 
vertrauliche Zugang zu medizinischer Versorgung, rechtlicher 
und wirtschaftlicher Beratung sowie Vertretung muss jedoch 
uneingeschränkt gewährleistet bleiben. Ein ungestörtes und 
vor staatlicher Kontrolle geschütztes Vertrauensverhältnis zwi-
schen den Berufsgeheimnisträgern und ihren PatientInnen 
und MandantInnen ist essentiell für ein funktionierendes Ge-
sundheitssystem und eine funktionierende Rechtspflege.

Der aus verfassungsrechtlichen Gründen zwingend gebotene 
Schutz der Berufsgeheimnisträger kann nur dadurch gewähr-
leistet werden, dass die Daten aller Berufsgeheimnisträger 
nicht von der Speicherpflicht erfasst werden. Die Behauptung, 
eine Ausnahme von der Speicherung sei nicht möglich, trifft 
nicht zu! Denn der Gesetzentwurf sieht auch vor, dass die Da-
ten von allen Einrichtungen und Personen, die telefonische Be-
ratungen in seelischen oder sozialen Notlagen anbieten, nicht 
gespeichert werden dürfen.

Dass es technisch möglich ist, definierte Anschlüsse besonders 
zu behandeln, ergibt sich auch aus dem Post- und Telekom-
munikationssicherstellungsgesetz. Nach dessen § 6 sind die 
Telekommunikationsunternehmen verpflichtet, in Krisenfällen 
den Betrieb von Anschlüssen und Verbindungswegen der dort 
genannten Telekommunikationsbevorrechtigten vorrangig si-
cherzustellen.

Dazu gehören u. a. Aufgabenträger im Gesundheitswesen, 
z. B. Apotheken und Arztpraxen. Das Argument, eine Aus-
nahme von der Speicherung sei technisch nicht möglich, 
rechtfertigt das geplante Vorgehen auch aus einem weiteren 
Grund nicht. Gemäß § 99 Abs. 2 Telekommunikationsgesetz 
(TKG) wird bereits eine Liste bei der Bundesnetzagentur mit 
den Verkehrsdaten der Seelsorger geführt. Diese Liste kann 
erweitert werden, da den Kammern der Berufsgeheimnisträ-
ger die Rufnummern der Kammerangehörigen bekannt sind. 
Teilweise werden ständig aktualisierte elektronische Verzeich-
nisse geführt, aus denen sich die Zugehörigkeit zum Beruf und 
die jeweiligen Telekommunikationsdaten ergeben (z. B. § 31 
BRAO). Insoweit können diese Verzeichnisse problemlos ge-
nutzt werden, um für alle Berufsgeheimnisträger eine Erhe-
bung der Daten auszuschließen.

Das in § 100g Abs. 4 StPO-E vorgesehene Erhebungs- und 
Verwertungsverbot vermittelt keinen ausreichenden Schutz. 
Schon das Erhebungsverbot greift nicht, wenn sich der ent-
sprechende Zugriff nicht unmittelbar gegen den Zeugnisver-
weigerungsberechtigten richtet, sondern gegen den Patienten 
bzw. den Mandanten. Werden bei diesen die entsprechenden 
Kommunikationsdaten erhoben, so erlangen die staatlichen 
Stellen ohne Weiteres Kenntnis von dem fraglichen Kommu-
nikationsvorgang, also u. a. auch darüber, ob, wann, wie oft 
und wie lange der Bürger mit seinem Abgeordneten, Anwalt, 

Arzt, Journalisten oder Psychotherapeuten telefoniert hat. Es 
gibt keine Anhaltspunkte für die Annahme, dass die Behörden 
im Fall einer Ermittlung gegen Dritte regelmäßig und rechtzei-
tig erkennen können, dass sich die erhobenen Daten auf eine 
grundsätzlich geschützte Kommunikation mit einem Berufsge-
heimnisträger beziehen. Verkehrsdaten sieht man nicht an, ob 
sie einem Berufsgeheimnisträger zuzuordnen sind. Sie werden 
zunächst zwangsläufig erhoben und erst in einem zweiten 
Schritt bei der Auswertung kann festgestellt werden, ob die 
Verkehrsdaten einem Berufsgeheimnisträger zuzuordnen sind. 
Dann aber ist genau das erhoben, was vermieden werden soll, 
nämlich die Tatsache einer geschützten Kommunikation eines 
Bürgers mit Berufsgeheimnisträgern.

Auch der Europäische Gerichtshof hat in einer anlasslosen Da-
tenspeicherung auf Vorrat einen unverhältnismäßigen Eingriff 
in die Charta der Grundrechte der Europäischen Union gese-
hen, wenn sie keine Ausnahme von der Speicherpflicht für  
Personen vorsieht, deren Kommunikation dem Berufsgeheim-
nis unterliegt (EuGH, Urteil vom 8. April 2014, NJW 2014, 
2169).

Nachdem das Gesetz zur Einführung einer Speicherpflicht und 
einer Höchstspeicherfrist am 6. November 2015 den Bundes-
rat passiert hat, hat sich der Präsident der Bundesrechtsan-
waltskammer Ekkehart Schäfer an den Bundespräsidenten 
gewandt. In einem Schreiben bat er das Staatsoberhaupt, das 
Gesetz nicht auszufertigen. Die Neuregelung ist aus Sicht der 
Anwaltsvertretung verfassungswidrig, weil sie vorsieht, dass 
auch die Standort- und Verkehrsdaten von Berufsgeheimnis-
trägern und damit Rechtsanwälten gespeichert werden.

BRAK Präsident Ekkehart Schäfer dazu: „Sowohl Bundesver-
fassungsgericht als auch der Gerichtshof der Europäischen 
Union haben der anlasslosen Speicherung von Verkehrsda-
ten von Berufsgeheimnisträgern klare Grenzen gesetzt. Auch 
wenn die Daten letztendlich nicht an die Strafverfolgungsbe-
hörden weitergeleitet werden dürfen, betrifft allein die Tat-
sache, dass jemand mit einem Rechtsanwalt kommuniziert 
hat, die anwaltliche Verschwiegenheit. Damit widerspricht die 
Speicherung dem verfassungsrechtlichen Gebot, das Verhält-
nis zwischen dem rechtsuchenden Bürger und dem Beistand 
und Schutz gewährenden Strafverteidiger und Rechtsanwalt 
unbeobachtet und unangetastet zu lassen.“

Im dem Brief wendet sich Schäfer gegen die in der Begrün-
dung zum Gesetzentwurf enthaltenen Behauptung, dass es 
unmöglich sei, Telekommunikationsanschlüsse von Rechtsan-
wälten zu identifizieren und sie von vornherein aus der Spei-
cherpflicht herauszunehmen. Eine solche Identifizierung sei 
den verpflichteten Telekommunikationsanbietern genauso gut 
möglich wie bei den von der Speicherpflicht ausgenommenen 
Seelsorge- und Notrufeinrichtungen, heißt es von der BRAK. 
So wäre es beispielsweise durchaus möglich, die Daten aus 
dem Bundesweiten Amtlichen Anwaltsverzeichnis mit denen 
der Telekommunikationsanbieter abzugleichen.
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71. Tagung der Gebührenreferenten  
der Rechtsanwaltskammern
Die 71. Tagung der Gebührenreferenten fand am 26. Septem-
ber 2015 in Potsdam statt. Der Ausschuss Rechtsanwaltsver-
gütung der Bundesrechtsanwaltskammer hatte im Auftrag 
der Gebührenreferententagung das Generalthema der 71. 
Tagung – Änderungsbedarf beim RVG – vorbereitet und stell-
te seine Ergebnisse zur Diskussion.

Pauschgebühr in sozialrechtlichen Verfahren auch für 
die Einigungsgebühr?

Die Gebührenreferenten befassten sich erneut mit der Frage, 
ob im sozialrechtlichen Verfahren eine Pauschgebühr nach 
dem Vorbild des § 42 RVG eingeführt werden sollte. Sie dis-
kutierten dies insbesondere vor dem Hintergrund der Frage, 
welches Gericht zuständig sein sollte, welche Gebühren von 
der Pauschgebühr abgedeckt werden sollten, ob eine Ober-
grenze notwendig sei und ob die Rechtskraft wie in § 42 RVG 
Voraussetzung für die Feststellung der Pauschgebühr sein 
sollte. Die Gebührenreferenten stellten folgende gemeinsa-
me Auffassung fest:

– Im sozialgerichtlichen Verfahren soll eine einheitliche 
Pauschgebühr für alle Verfahrensabschnitte eingeführt 
werden.

–  Die Zuständigkeit für die Feststellung der Pauschgebühr 
in sozialrechtlichen Verfahren soll bei den Obergerichten 
liegen. 

Terminsgebühr nach Nr. 1010 VV RVG

Einigkeit bestand, dass die durch das 2. KostRMoG neu einge-
führte Terminsgebühr nach Nr. 1010 VV RVG so ausgestaltet 
ist, dass sie in der Praxis in der Regel nicht anfällt. Es besteht 
somit Änderungsbedarf. Die Gebührenreferenten diskutier-
ten, ob bei einer Neufassung der Nr. 1010 VV RVG es bei der 
Anknüpfung an Beweisaufnahmetermine bleiben solle und 
ob zusätzlich ein Zeitmoment berücksichtigt werden sollte. 
Die Gebührenreferenten vertraten die folgende gemeinsame 
Auffassung:

– Die Gebührenreferenten sprechen sich für eine Verbesse-
rung der Nr. 1010 VV RVG ohne eine Beschränkung auf 
die Beweisaufnahme und ohne die Berücksichtigung eines 
Zeitmoments aus.

– Zur Klärung der Frage, welcher Zeitaufwand für Termine 
einzuplanen wäre, soll gleichwohl eine Umfrage in der 
Kollegenschaft durchgeführt werden. Diese wird kurzfris-
tig von der Bundesrechtsanwaltskammer zur Verfügung 
gestellt werden. 

Verhältnis Grund- und Verfahrensgebühr

Die in der Tagung vorgestellten Thesen zur Abgrenzung von 
Grund- und Verfahrensgebühr wurden diskutiert. Dies führte 
zu folgender gemeinsamer Auffassung: 

Abgrenzung Grund- und Verfahrensgebühr

1. Mit der Erteilung des Auftrags entsteht die Verfahrens-
gebühr.

2. Die Verfahrensgebühr entgilt alle mit dem Verfahren zu-
sammenhängenden Tätigkeiten. Ausgenommen sind die 
Tätigkeiten, die mit anderen Gebühren entgolten wer-
den. 

3. Die Grundgebühr entgilt ausschließlich die Einarbeitung 
in den Rechtsfall durch Aufnahme von Informationen im 
ersten Gespräch mit dem Mandanten und die erste Akten-
einsicht. 

4. Nicht zur Grundgebühr, sondern zur Verfahrensgebühr 
gehören alle nach außen gerichteten Tätigkeiten, wie ins-
besondere die Meldung zur Akte und die Anforderung 
der Akte. 

5. Ebenfalls nicht zur Grundgebühr, sondern zur Verfahrens-
gebühr gehören die auf der Grundlage der Aufnahme von 
Informationen erfolgende Entwicklung einer vorläufigen 
Verfahrensstrategie sowie die Beratung des Auftragge-
bers.

Anrechnung der Geschäftsgebühr bei Vergütungsver-
einbarungen

Zur Anrechnung der Geschäftsgebühr bei Vergütungsverein-
barungen entschied das OLG Hamburg in seinem Beschluss 
vom 16. Dezember 2014, Az. 8 W 13/14, AGS 2015, 199, 
dass eine Anrechnung der vorgerichtlichen Kosten aus einer 
Vergütungsvereinbarung auf die Verfahrensgebühr im Kos-
tenfestsetzungsverfahren nicht stattfindet, wenn die erstat-
tungsberechtigte Partei im Erkenntnisverfahren vorgetragen 
hat, dass sie mit ihrem Prozessbevollmächtigten hinsichtlich 
der vorgerichtlichen Kosten eine Vergütungsvereinbarung 
getroffen und die erstattungspflichtige Partei diese Kosten im 
Erkenntnisverfahren anerkannt hat. Um diese Haftungsfalle 
zu vermeiden, sollte in der Praxis unbedingt darauf geachtet 
werden, dass die Anerkennung eines konkreten Betrags er-
folgen sollte. 

Beratungshilfe

Als weiteren Schwerpunkt beriet die Tagung verschiedene 
Problematiken im Zusammenhang mit der Beratungshilfe. 
Neben der durch verschiedene Gerichte praktizierten Ableh-
nung der Beratungshilfe unter Hinweis auf eigene Recher-
chemöglichkeiten bzw. Verweisung auf Rechtsberatungs-
stellen ging es um die Anrechnung der Geschäftsgebühr 
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in Beratungshilfesachen, die Mehrvertretungsgebühr nach 
Nr. 1008 VV RVG sowie die Erforderlichkeit von Kopierkosten 
in Beratungshilfesachen. In der Praxis ist häufig die Mehr-
vertretungsgebühr nach Nr. 1008 VV RVG bei der Bewilli-
gung von Beratungshilfe problematisch. Die Kolleginnen und  
Kollegen sollten darauf achten, dass die Rechtslage eindeu-
tig und die Gebühr zu erstatten sei (Gerold/Schmidt, RVG, 
Nr. 1008 VV RVG Rn. 7).

Kostenfestsetzung im sozialgerichtlichen Verfahren

Als problematisch stellt sich in der sozialrechtlichen Praxis dar, 
dass Jobcenter dazu übergehen, den Anspruch des Rechtsan-
walts auf Erstattung seiner Vergütung mit Ansprüchen aufzu-
rechnen, die das Jobcenter gegen den Mandanten habe. Die-
ses Thema wird auf der nächsten Gebührenreferententagung 
erneut zur Diskussion gestellt. 

Um der Problematik der Verzögerungen im Bereich der Kos-
tenfestsetzung in sozialgerichtlichen Verfahren und der damit 
verbundenen „Vorfinanzierung“ dieser Prozesse durch die 
Anwaltschaft Gehör zu verschaffen, werden die Rechtsan-

waltskammern gebeten, entsprechende Fälle aus der Kolle-
genschaft zu sammeln und der Bundesrechtsanwaltskammer 
zu übermitteln.

Vollstreckungsportal

Das Vollstreckungsportal berechnet für jede gespeicherte Aus-
kunft einer in der Vergangenheit erfolglos durchgeführten 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme eine Gebühr in Höhe von 
4,50 Euro. Daher wird in der Praxis aufgrund dieser teils hohen 
Kosten häufig sofort der Gerichtsvollzieher ohne vorherige Ab-
frage beauftragt.

Die Tagung war der Auffassung, dass die Abrufgebühr auf 
den Grundbetrag in Höhe von 4,50 Euro zu beschränken oder 
künftig der Zugang zum Vollstreckungsportal über das beA zu 
ermöglichen ist.

72. Tagung der Gebührenreferenten

Die 72. Tagung der Gebührenreferenten findet am 16. April 
2016 statt und wird von der RAK Nürnberg ausgerichtet. 

WWW.BOORBERG.DE
RICHARD BOORBERG VERLAG  FAX 07 11 / 73 85-100 · 089 / 43 61 564 
TEL 07 11 / 73 85-343 · 089 / 43 60 00-20 BESTELLUNG@BOORBERG.DE
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Baurecht, Raumordnungs- 
und Landesplanungsrecht 
Hand- und Studienbuch

hrsg. von Professor Dr. Hans-Joachim Koch, Universität 
Hamburg, Richter am Oberverwaltungsgericht a.D., und 
Professor Dr. Reinhard Hendler, Universität Trier, 
Rechtsanwalt

2015, 6., aktualisierte und erweiterte Auflage, 740 Seiten, 
€ 49,80

ISBN 978-3-415-05540-7

Das Hand- und Studienbuch umfasst das Recht
 � der Raumordnung und Landesplanung in den 
Bundesländern

 � der Bundesraumordnung und Bundesplanung
 � der Bauleitplanung einschließlich des besonderen 
Städtebaurechts

 � der Zulassung und Überwachung baulicher Anlagen

Eine Vielzahl von Beispielsfällen aus der Rechtsprechung 
und durchgehend Hinweise zum Gutachtenaufbau erleich-
tern das Verständnis.

An der 6. Aufl age des »Koch/Hendler« haben Autoren aus 
Wissenschaft, Anwaltschaft und Verwaltung mitgewirkt. 

SZ1215

Neuauflage.

Leseprobe unter 
www.boorberg.de/alias/1373729
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Aus der Rechtsprechung

Keine Mitwirkungspflicht des Rechtsanwalts bei der 
Zustellung von Anwalt zu Anwalt
Die berufsrechtliche Pflicht des § 14 BORA, ordnungsgemä-
ße Zustellungen entgegenzunehmen und das Empfangsbe-
kenntnis mit dem Datum versehen unverzüglich zu erteilen, 
gilt nicht bei der Zustellung von Anwalt zu Anwalt nach 
§ 195 ZPO. § 14 BORA regele nur die Mitwirkungspflicht 
bei Zustellungen gegenüber Gerichten und Behörden. In der 
BORA können nur solche Pflichten normiert werden, zu de-
ren Konkretisierung die Satzungsversammlung über § 59b 
BRAO ermächtigt worden ist. Eine Ermächtigungsgrundla-
ge, nach der die Berufsordnung Berufspflichten im Zusam-
menhang mit einer Zustellung von Anwalt zu Anwalt regeln 
könne, bestehe indes nicht. Insbesondere stelle § 59b Abs. 2 
Nr. 6b BRAO keine hinreichende Ermächtigungsgrundlage 
dar, denn danach können lediglich „die besonderen Berufs-
pflichten gegenüber Gerichten und Behörden […] bei Zustel-
lungen“ in der Berufsordnung festgelegt werden. Die Zustel-
lung von Anwalt zu Anwalt sei davon nicht umfasst. Ebenso 
scheide eine extensive Auslegung von § 59b Abs. 2 Nr. 8 
BRAO aus. Die Rechtsetzungskompetenz berufsrechtlicher 
Einschränkungen sei durch höherrangiges Recht begrenzt; 
prozessual sei es zulässig, die Mitwirkung bei einer Zustellung 
von Anwalt zu Anwalt zu verweigern.
BGH, Urteil vom 26. Oktober 2015 – AnwSt (R) 4/15, 
www.bundesgerichtshof.de

Anforderung an die anwaltliche Briefbogengestaltung
Werden auf dem Anwaltsbriefbogen neben der Kanzleian-
schrift weitere Anschriften aufgeführt, ohne dass zu erken-
nen ist, unter welcher dieser Anschriften die auf dem Brief-
bogen genannten Rechtsanwälte ihre Kanzlei unterhalten, 
stellt dies einen Verstoß gegen anwaltliches Berufsrecht dar. 
Nach § 10 Abs. 1 BORA hat der Rechtsanwalt auf Briefbögen 
seine Kanzleianschrift anzugeben. Werden mehrere Kanzlei-
en, eine oder mehrere Zweigstellen unterhalten, ist für jeden 
auf den Briefbögen Genannten seine Kanzleianschrift anzu-
geben. Kanzleianschrift ist die Anschrift der Kanzlei im Sinne 
von § 27 Abs. 1 BRAO, die sich im Bezirk der Rechtsanwalts-
kammer befindet, deren Mitglied der Rechtsanwalt ist. 
BGH, Beschluss vom 24. September 2015 – AnwZ (Brfg) 
31/15, www.bundesgerichtshof.de

Nochmalige Geltendmachung bereits rechtskräftig ab-
gewiesener Forderungen
Die nochmalige Geltendmachung bereits rechtskräftig ab-
gewiesener Forderungen stellt einen Verstoß gegen die all-
gemeine Berufspflicht nach § 43 BRAO sowie der sich aus 
§ 43 BRAO ergebenden Wahrheitspflicht dar, wenn nicht 
klargestellt wird, dass die Forderungen bereits rechtskräf-
tig abgewiesen worden sind. Die prozessuale Verpflichtung 
zum wahrheitsgemäßen und vollständigen Vortrag sei auch 
Berufspflicht. Als unabhängiges Organ der Rechtspflege sei 
der Rechtsanwalt der Wahrheit verpflichtet. Jeder bewusst 
wahrheitswidrige Vortrag vor Gericht oder einer Behörde 
sowie solche Angaben gegenüber Mandanten und gegne-
rischem Anwalt seien mit § 1 BRAO unvereinbar und damit 
pflichtwidrig. Das Unterdrücken von Tatsachen sei da, wo 
eine Rechtspflicht zum Vortrag bestehe, dem gleichwertig. 
AGH Hamm, Urteil vom 14. August 2015 – 2 AGH 20/14

Verstoß gegen das Umgehungsverbot bei Anbringung 
eines Faksimile-Stempels
Ein Rechtsanwalt verstößt auch dann gegen das Verbot der 
Umgehung des Gegenanwalts gemäß § 12 BORA, wenn 
ein unter Umgehung des Gegenanwalts versandtes Schrei-
ben zwar von einer anderen Rechtsanwältin aus der Kanzlei 
unterzeichnet wurde, auf diesem Schreiben aber auch ein 
Faksimile-Stempel mit der Unterschrift des Rechtsanwalts 
aufgebracht wurde. Dies sei ihm als unmittelbare Kontakt-
aufnahme zuzurechnen. Zur Beantwortung der Frage, ob 
einem Rechtsanwalt ein bestimmtes, unmittelbar an die Ge-
genpartei gerichtetes Anwaltsschreiben zuzurechnen ist, sei 
der Schutzzweck des § 12 BORA heranzuziehen. Das Umge-
hungsverbot diene vorrangig dem Schutz des gegnerischen 
Mandanten vor Überrumpelung. Dieser Zweck gebiete es, 
bei der Zurechnung eines gegen § 12 BORA verstoßenden 
Anwaltsschreibens maßgeblich auf den Empfängerhorizont 
abzustellen. Dabei sei nicht maßgebend, ob das Anwalts-
schreiben den Formerfordernissen des § 130 Nr. 6 ZPO oder 
den Voraussetzungen einer persönlichen Unterzeichnung 
genüge. Entscheidend sei vielmehr, ob aus Sicht der Gegen-
partei das unter Verstoß gegen § 12 BORA an sie gerichtete  
Schreiben einem bestimmten Rechtsanwalt zugerechnet 
werden kann. Hierfür genüge die Anbringung eines Faksimi-
le-Stempels, denn für den Adressaten eines solchen Schrei-
bens sei nicht erkennbar, dass der Rechtsanwalt an der Be-
arbeitung nicht beteiligt war. Vielmehr müsse aufgrund des 
Faksimile-Stempels davon ausgegangen werden, dass der 
Betroffene der (Mit-)Verfasser des Schreibens sei und dieses 
mit seinem Einverständnis übermittelt worden sei.
BGH, Urteil vom 26. Oktober 2015 – AnwZ (Brfg) 25/15, 
www.bundesgerichtshof.de 

BERUFSRECHT
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Vermittlungen

Bei Auseinandersetzungen zwischen Kollegen bietet der Vor-
stand entsprechend der Regelung in § 73 Abs. 2 Nr. 2 BRAO 
Vermittlungsgespräche an. Ein Vermittlungsgespräch unter 
Kollegen setzt zunächst voraus, dass beide Seiten hiermit 
einverstanden sind. Lehnt die Gegenseite die Teilnahme an 
einem Vermittlungsverfahren ab, ist die Vermittlung vorab als 
gescheitert anzusehen. Ziel eines Vermittlungsverfahrens ist 
es, gerichtliche Auseinandersetzungen bereits im Vorfeld zu 
vermeiden. Die Durchführung eines Vermittlungsverfahrens 
bietet sich insbesondere bei Sozietätsauseinandersetzungen 
und Beendigung von Anstellungsverhältnissen an. Der Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer München bittet, bei Aus-
einandersetzungen unter Kollegen zunächst die Vermittlung 
durch die Kammer zu suchen. Kommt ein Vermittlungsge-
spräch zustande, ist es in der Regel auch erfolgreich.
Gemäß § 73 Abs. 2 Nr. 3 BRAO vermittelt die Rechtsanwalts-
kammer München auch bei Streitigkeiten zwischen Mandan-
ten und ihren Anwälten. Hierbei besteht die Besonderheit, 

dass ein Vermittlungsverfahren auch ohne Zustimmung des 
betroffenen Anwalts durchgeführt werden kann.
Das Vermittlungsangebot der Rechtsanwaltskammer Mün-
chen wird immer häufiger angenommen. Im Jahre 2014 
konnten rund 305 Vermittlungen durchgeführt werden.    

Vertrauensanwalt  
für in Not geratene Mitglieder
In wirtschaftliche Not geratene Kolleginnen und Kollegen 
können sich durch den vom Kammervorstand bestellten 
Vertrauensanwalt  beraten lassen. Sowohl die Namen der 
Ratsuchenden als auch sämtliche gegenüber dem Vertrau-
ensanwalt ge machten Angaben werden von diesem streng 
vertraulich behandelt und unterliegen der anwaltlichen 
Schweigepflicht auch gegenüber dem Kammervorstand. Die 
Beratung erfolgt kostenlos. Ein Rechtsanspruch auf die Bera-
tung besteht nicht. Die Beratungsleistungen des Vertrauens-
anwalts sind auf maximal fünf Stunden beschränkt.

Aktueller Zinssatz

Nach der geltenden Fassung von § 288 Abs. 1 Satz 2 BGB betragen die gesetzlichen Verzugszinsen für Rechtsgeschäfte, an denen 
ein Verbraucher beteiligt ist, fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht 
beteiligt ist, beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen neun Prozentpunkte über dem Basiszinssatz, § 288 Abs. 2 BGB (gilt für 
Schuldverhältnisse, die ab dem 29. Juli 2014 entstanden sind, vgl. Art. 229, § 34 EGBGB; vorher: acht Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz). Bei Verzugszinsen im Bereich von Immobiliendarlehensverträgen gilt die Sonderregelung in § 503 Abs. 2 BGB. 
Der Basiszinssatz ist variabel und kann sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres ändern, § 247 Abs. 1 BGB. Die Deutsche 
Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz im Bundesanzeiger bekannt.

Zeitpunkt  Basiszinssatz Verzugszinsen
   nach § 288 nach § 288 nach § 503 
von bis  Abs. 1 BGB Abs. 2 BGB Abs. 2 BGB

01.01.2015                                 – 0,83 % 4,17 %   8,17 % 1,67 %    
29.07.2014 31.12.2014              – 0,73 % 4,27 %   8,27 % 1,77 %    
01.07.2014 28.07.2014              – 0,73 % 4,27 %   7,27 % 1,77 %    
01.01.2014 30.06.2014              – 0,63 % 4,37 %   7,37 % 1,87 %    
01.07.2013 31.12.2013              – 0,38 % 4,62 %   7,62 % 2,12 %    
01.01.2013 30.06.2013              – 0,13 % 4,87 %   7,87 % 2,37 %    
01.01.2012 31.12.2012 0,12 % 5,12 %   8,12 % 2,62 %    
01.07.2011 31.12.2011 0,37 % 5,37 %   8,37 % 2,87 %    
11.06.2010 30.06.2011 0,12 % 5,12 %   8,12 % 2,62 %
01.07.2009 10.06.2010 0,12 % 5,12 %   8,12 % 
01.01.2009 30.06.2009 1,62 % 6,62 %   9,62 % 
01.07.2008 31.12.2008 3,19 % 8,19 % 11,19 % 
01.01.2008 30.06.2008 3,32 % 8,32 % 11,32 % 
01.07.2007 31.12.2007 3,19 % 8,19 % 11,19 % 
01.01.2007 30.06.2007 2,70 % 7,70 % 10,70 % 
01.07.2006 31.12.2006 1,95 % 6,95 %   9,95 % 
01.01.2006 30.06.2006 1,37 % 6,37 %   9,37 % 
01.07.2005 31.12.2005 1,17 % 6,17 %   9,17 % 
01.01.2005 30.06.2005 1,21 % 6,21 %   9,21 % 
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Aufruf zur Weihnachtsspende 2012

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen,

mit unserem alljährlichen Spendenaufruf dürfen wir Ihnen wieder den Nothilfe-Fonds ans Herz legen. Der Nothilfe-
Fonds ist eine Einrichtung der Rechtsanwaltskammer München, die in Not geratene Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Kammerbezirk sowie deren Angehörige bzw. Hinterbliebene finanziell unterstützt. Die Spendeneinnahmen 
kommen ausschließlich diesem Zweck zugute.

Gerade zur Weihnachtszeit werden Sie mit vielen Spendenaufrufen überhäuft werden. Wir würden uns dennoch 
freuen, wenn Sie uns eine Spende zukommen lassen könnten, um die Not der Kolleginnen und Kollegen sowie 
deren Familien etwas lindern zu können.

Eine Spendenquittung geht Ihnen ohne Aufforderung zu Beginn des Jahres 2013 zu.

Abschließend dürfen wir Sie noch bitten, uns bedürftige Kammermitglieder oder deren Angehörige zu  
benennen. Alle Hinweise werden selbstverständlich absolut vertraulich behandelt.

Im Namen der Nothilfe danke ich Ihnen im Voraus herzlich für Ihre Weihnachtsspende.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Hansjörg Staehle
Präsident

Kontoverbindung: HypoVereinsbank München, Kto.-Nr. 5803408264; BLZ 700 202 70

Das Seehaus für Rechtsanwälte

KONTAKT

Seehaus-Verein für Rechtsanwälte e.V.

Leiterin der Geschäftsstelle: Frau Schloer

St.-Cajetan-Straße 20, 81669 München
Telefon: (089) 451960 
Telefax: (089) 44451961 
E-Mail: seehaus-verein@t-online.de 
Internet: www.rak-muenchen.de/seehaus.html

Das Haus kann von Rechtsanwälten oder Angehörgen 
verwandter Berufe i. S. v. § 59 a BRAO genutzt werden.

Das Anwesen liegt in einem großen Garten direkt am See 
in Seeshaupt. Die Appartements sind gut eingerichtet 
(mit Dusche, Toilette, kleiner Küche und teils mit großem 
Balkon) und laden zu einem längeren Ferien aufenthalt 
oder auch zu einem Kurzurlaub zu jeder Jahreszeit ein.

Außerdem bieten wir für Seminare, Tagungen, Konfe-
renzen etc. einen Raum bis 50 Personen und einen für 
20 Personen an. Moderne Seminartechnik ist vorhanden.

In Seeshaupt und seiner Umgebung findet man genügend 
Sportmöglichkeiten und Kulturangebote. Wanderungen 
und Radtouren um den Starnberger See und durch die 
zauberhafte Landschaft der nahen Osterseen werden ein 
unvergess liches Erlebnis und sind direkt vom Seehaus 
aus möglich.

Ist der See zum Schwimmen zu kalt, bieten Hallenbäder 
und Thermalanlagen in erreichbarer Nähe angenehme 
Alterna tiven. 

Skiläufer erreichen alpine Skigebiete in längstens ei-
ner halben Autostunde, bei Schnee im Tal findet man 
Langlauf oipen ab Seeshaupt. München ist in einer hal-
ben Autostunde zu erreichen. Es lohnt sich, das Seehaus 
kennenzulernen und seine Nutzungsmöglichkeiten wahr-
zunehmen.

Einladung
zur

Kammerversammlung
2008

am Freitag, dem 25. April 2008, 14 Uhr

im Hotel Holiday Inn Munich City Centre,
Hochstraße 3, 81669 München
(S-Bahnstation Rosenheimer Platz)

mit anschließendem Empfang

Alle Mitglieder der Rechtsanwaltskammer München sind
eingeladen.

Es spricht
Axel C. Filges

Präsident der Bundesrechtsanwaltskammer

Die Frist für Anträge zur Tagesordnung und für Wahlvor-
schläge endet am 21.03.2008.

Kommen Sie und wählen Sie Ihren Vorstand!
Sie sind die Kammer!
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Nothilfe
Die Rechtsanwaltskammer München unterhält gemäß § 89 
Abs. 2 Nr. 3 BRAO eine Nothilfeeinrichtung. Die Nothilfeein-
richtung erhält ihre Gelder durch Spenden, durch Geldbußen 
der Anwaltsgerichtsbarkeit und zum Teil auch von Geldaufla-
gen der Strafgerichtsbarkeit. 
Die Nothilfe unterstützt ältere Kolleginnen und Kollegen, die 
unverschuldet oder durch Krankheit in wirtschaftliche Not 
geraten sind. Die Betroffenen können in eine langfristige 
finanzielle Betreuung aufgenommen werden. In manchen 
Fällen kann auch eine einmalige Finanzspritze helfen. Den 
Bedürftigen wird in allen Fällen mit kleineren und – wo es 
notwendig ist – mit größeren Beträgen geholfen. Jeder An-
trag auf Nothilfe wird absolut vertraulich behandelt.
Ansprechpartner für die Nothilfe der Rechtsanwaltkammer 
München ist Geschäftsführer Dr. Alexander Siegmund. Sie 
erreichen Herrn Kollegen Dr. Siegmund unter der Telefon-
nummer (089) 532944-40. Wir stellen Ihnen für ihre Spen-
den gerne eine Spendenquittung aus. Spenden bitten wir auf 
Konto-Nr. 580 340 8264 bei der HypoVereinsbank München 
(BLZ 700 202 70) zu überweisen.

Vertrauensschadensfonds  
der Rechtsanwaltskammer München
Die Rechtsanwaltskammer München hat bereits auf der 
Kammerversammlung im Jahre 1996 einen Vertrauens-
schadensfonds für den Ausgleich von finanziellen Schäden 
eingerichtet, die ein Kammermitglied einem Mandanten in 
Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit zugefügt hat. Man-
danten können sich an die Rechtsanwaltskammer München 
wenden, wenn sie von einem Kammermitglied durch Unter-
schlagung von Fremdgeld geschädigt wurden. Zahlungen 
aus dem Vertrauensschadensfonds sind an mehrere Voraus-
setzungen gebunden; dazu gehört, dass
a) die Leistung zur Wahrung des Ansehens der Anwaltschaft 

erbracht wird und
b) kein Versicherungsschutz nach der Berufshaftpflichtversi-

cherung des betreffenden Kammermitglieds besteht und
c) der Geschädigte anderweit, insbesondere von dem Schä-

diger selbst, keinen Ausgleich erlangen kann und
d) die Zahlung an den Geschädigten sozial dringend gebo-

ten ist.
Zahlungen aus dem Sonderfonds sind auf 25.000 Euro im 
Einzelfall begrenzt. Die Entscheidung über Zahlungen aus 
dem Vertrauensschadensfonds steht im pflichtgemäßen Er-
messen des Präsidiums der Kammer. Eine Zahlung aus dem 
Sonderfonds kann in der Regel nur zu einer Minderung des 
entstandenen Schadens beitragen. Ein Rechtsanspruch des 
Geschädigten auf Leistung besteht nicht. Sollten Ihnen Fälle 
bekannt werden, die die oben genannten Voraussetzungen 
erfüllen, wenden Sie sich an die Kammer. Ansprechpartnerin 
ist Geschäftsführerin Brigitte Doppler. Sie erreichen Frau Kol-
legin Doppler telefonisch unter (089) 532944-51.

KONTAKT

Vertrauensanwalt der RAK München: 
Rechtsanwalt Roland P. Weber

Lessingstr. 9, 80336 München
Telefon: (089) 291605-47 
Telefax: (089) 291605-49 
E-Mail:   recht@kanzleiweber.com

In vielen Fällen ist Angehörigen von verstorbenen Mitglie-
dern nicht bekannt, dass die Möglichkeit besteht, Sterbegeld 
bei der Rechtsanwaltskammer München zu beantragen. 
Die Kammerversammlung hat zuletzt in ihrer Sitzung vom 
27. April 2007 über die Sterbegeldordnung beschlossen. Da-
nach können Angehörige oder Vertraute des verstorbenen 
Kammermitglieds einen Antrag auf Sterbegeld stellen. Das 
Sterbegeld soll ausschließlich dazu dienen, die Kosten einer 
standesgemäßen Beerdigung zu decken und den nächsten 
Angehörigen des verstorbenen Kammermitglieds eine erste 
finanzielle Hilfe zu gewähren. Die Sterbegeldordnung findet 
sich in der Geschäftsordnung der Rechtsanwaltskammer 
München. Diese finden Sie auf der Homepage  unter 

Vorsorglich weisen wir jedoch darauf hin, dass die Fürsor-
geeinrichtung des Sterbegelds für Personen, die nach dem 
1. Januar 2008 Mitglied der Rechtsanwaltskammer München 
geworden sind, geschlossen worden ist. In diesem Fall be-
steht keine Möglichkeit, Sterbegeld zu beantragen.

Wir bitten alle Mitglieder, die bereits vor dem 1. Januar 2008 
Mitglied der Rechtsanwaltskammer München waren, ihre 
Angehörigen entsprechend zu unterrichten oder anderweitig 
Vorsorge zu treffen, damit die Angehörigen im Bedarfsfalle 
von der Möglichkeit, Sterbegeld zu beantragen, Kenntnis er-
langen.

Den zuständigen Ansprechpartner in der Geschäftsstelle er-
reichen Sie telefonisch unter (089) 532944-97.www.rak-muenchen.de ➝ Fürsorgeeinrichtungen

➝ Sterbegeld

Hinweis zur Sterbegeldordnung der RAK München
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Das KMK-Fremdsprachenzertifikat  
Englisch – ein „Türöffner“  
für interessante Arbeitsplätze

Das KMK-Fremdsprachenzertifikat 
prüft und bescheinigt berufsbe-
zogene Fremdsprachenkenntnisse 
für verschiedene Berufsbereiche, 
auch für den Bereich der Rechtsan-
waltsfachangestellten, mittels einer 
zentral gestellten und damit jeweils 
einheitlichen Prüfung.

Welcher junge Mensch hat nicht schon davon geträumt, im 
Ausland tätig zu sein. In einer global vernetzten Wirtschaft 
können solche Träume Wirklichkeit  werden, vorausgesetzt, 
man verfügt über die nötigen Fremdsprachenkenntnisse. Be-
rufsbezogene Fremdsprachenkenntnisse in Englisch sind nicht 
nur ein Schlüssel für interessante Arbeitsplätze im Ausland, 
sie sind heute auch für viele Tätigkeiten im Inland unerlässlich.  

Mit der zunehmenden Bedeutung von berufsbezogenen 
Fremdsprachenkenntnissen wurde es wichtig, diese Fremd-
sprachenkenntnisse auch dokumentieren zu können.  

Das KMK-Fremdsprachenzertifikat enthält eine detaillierte 
Beschreibung der Prüfungsanforderungen und -ergebnisse. 
Wegen der stark berufsbezogenen Ausrichtung und den 
bundeseinheitlichen Standards besitzt das Zertifikat einen 
hohen Aussagewert. Das KMK-Fremdsprachenzertifikat Eng-
lisch stellt daher für die Betriebe/Kanzleien eine verlässliche, 
transparente Beschreibung der Fremdsprachenkompetenz in 
Bewerbungsverfahren dar. Es liegt daher im Eigeninteresse 
der Betriebe/Kanzleien, das Zertifikat als Bewerbungsunter-
lage auch einzufordern. Für die Bewerber hat das Zertifikat 
den großen Vorteil, dass es die Chance erhöhen kann, eine 
interessante Arbeitsstelle zu bekommen.  

Anmeldeformulare
Die Anmeldeformulare und Termine für die Prüfung zum 
KMK-Fremdsprachenzertifikat erhalten alle Auszubildende di-
rekt über ihre zuständige Berufsschule. Für die Rechtsanwalts-
fachangestellten findet die Prüfung in der für sie zuständigen 
Berufsschule am 27. April 2016 statt. Die Prüfungen begin-
nen jeweils um 9.00 Uhr. Nähere Informationen erhalten Sie 
von Ihrer Berufsschule.

Weitere Informationen finden Sie unter 

http://www.isb.bayern.de/berufsschule/leistungserhebungen/ 
kmk-zertifikatspruefung/fremdsprachenzertifikat/ 

Ausbildungssiegel der Rechtsanwaltskammer München

56 Ausbildungskanzleien führen derzeit das Ausbildungssiegel der Rechtsanwaltskammer München. 
Diese Kanzleien, die sich in der Ausbildung engagieren, werben mit großem Erfolg um geeignete Aus-
zubildende auf ihren Briefköpfen, ihrer Homepage sowie in weiteren Medien. Das Ausbildungssiegel 
der RAK München bringt nicht nur deutlich zum Ausdruck, dass Sie ein attraktiver Arbeitgeber sind 
und für Ihren eigenen Nachwuchs an Fachkräften sorgen, sondern signalisiert auch Ihr gesellschaft-
liches Engagement.
Das Ausbildungssiegel wird allen Ausbildungskanzleien auf Antrag kostenlos zur Verfügung gestellt. 
Sollten Sie Interesse haben, wenden Sie sich bitte per E-Mail an info@rak-muenchen.de oder holen 
sich den Antrag mit den Nutzungsbedingungen auf unserer Homepage (www.rak-m.de).
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Begabtenförderung berufliche Bildung 
für Rechtsanwaltsfachangestellte als 
Sprungbrett für die Karriere

Eine große Chance bietet die Begabtenförderung berufliche 
Bildung für ausgebildete Rechtsanwaltsfachangestellte, wel-
che in diesem Beruf eine besondere Begabung mitbringen 
und sehr gute Noten bei der Abschlussprüfung vorweisen 
können. Bei der Stiftung Begabtenförderung berufliche Bil-
dung in Bonn gibt es die Möglichkeit einer für die Absolven-
ten kostenlosen Fortbildung für die Zukunft. Die jeweilige 
Fortbildung wird von der Stiftung für Begabtenförderung 
berufliche Bildung weitgehend komplett getragen.

Hier können Sie sich bewerben:

Das Förderprogramm wird von der Rechtsanwaltskammer 
München betreut. Wir erteilen Ihnen Informationen, beraten 
zum Programm und sind für die Auswahl der Stipendiatinnen 
und Stipendiaten zuständig, die in unserem Kammerbezirk 
ihre Abschlussprüfung zur/zum Rechtsanwaltsfachangestell-
ten abgelegt haben. Die Kammer entscheidet auch im Ein-
zelfall, welche Bildungsmaßnahmen gefördert werden. Die 
Kammer prüft den Aufnahmeantrag und entscheidet über 
die Aufnahme für ein Stipendium. Formulare zum Antrag auf 
Förderung können Sie telefonisch bei Frau Hafeneder unter 
(089) 532944-63 anfordern. Die Förderung bereits begonne-
ner Maßnahmen und vor Antragstellung absolvierter Teile ist 
ausgeschlossen. 

Weitere Informationen zur Begabtenförderung erhalten Sie 
bei der Stiftung Begabtenförderung berufliche Bildung unter 
http://www.sbb-stipendien.de/.

Folgende Bewerberinnen und Bewerber können in das 
Programm aufgenommen werden:

Das Programm ist für Bewerberinnen und Bewerber vorgese-
hen, die die Abschlussprüfung zur/zum Rechtsanwaltsfach-
angestellten mit einem Notendurchschnitt der Note 1,9 oder 
besser bzw. eine Punktzahl von mindestens 87 Punkten er-
reicht haben und jünger als 25 Jahre sind.

Förderungshöhe der Stiftung berufliche Bildung in 
Bonn:

Über drei Jahre hinweg können Zuschüsse von jährlich bis zu 
2.000,– Euro für die Finanzierung berufsbegleitender Weiter-
bildung gewährt werden. Die maximale Förderung in Höhe 
von 6.000,– Euro darf in den drei Jahren nicht überschritten 
werden. Vom Stipendiaten ist ein Eigenanteil an den Fort-
bildungskosten von 10 % pro Maßnahme zu tragen. Die 
Fördermittel stellt das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung zur Verfügung, welche von der Stiftung Begab-
tenförderung berufliche Bildung an die Rechtsanwaltskam-
mer München weitergeleitet und den einzelnen Stipendiaten 
zugewiesen werden.

Maßnahmen, welche gefördert werden:

Gefördert wird eine anspruchsvolle Weiterbildung zum Er-
werb beruflicher Qualifikationen, die über das normale Maß 
hinausgeht und besondere Eigeninitiative und Leistungsbe-
reitschaft erfordert. Für Rechtsanwaltsfachangestellte käme 
eine fremdsprachliche Weiterbildung, auch im Ausland, so-
wie die Vorbereitung auf Prüfungen beruflicher Aufstiegs-
fortbildung in Frage, beispielsweise die Fortbildungsprüfung 
zum/zur Geprüften Rechtsfachwirt/in.

Anmeldefrist und Auswahlverfahren:

Bewerbungsschluss ist der 15. Januar 2016. 

Bei der Auswahl der Stipendiaten entscheidet in erster Linie 
der Notendurchschnitt.

Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in die Begabtenförderung 
besteht nicht.

Leitfaden Praktika in Kanzleien

In der letzten Ausgabe der RAK-Mitteilungen haben wir Sie 
auf die Möglichkeit von Praktikumsplatz-Angeboten zur Ge-
winnung von Auszubildenden hingewiesen. In dieser Aus-
gabe möchten wir Ihnen einen kleinen Leitfaden mit an die 
Hand geben, wie Sie ein Schülerpraktikum gestalten können. 
Ein ausführlicher Leitfaden mit weiteren Informationen zu 
Rahmenbedingungen und Mustern steht Ihnen ab sofort auf 
unserer Internetseite zur Verfügung.

Oftmals scheitert das Angebot eines Praktikumsplatzes trotz 
Interesses daran, dass Unsicherheit besteht, wie ein Prakti-
kum am besten gestaltet wird und welche Arbeiten für ein 
Praktikum am besten geeignet sind. Mit unserem Leitfaden 
möchten wir Sie hierbei unterstützen.

Vor Beginn des Praktikums

Vor Beginn des Praktikums empfiehlt sich ein einführendes 
persönliches Gespräch mit dem Praktikanten. Beide Seiten 
können zunächst ihre Ziele des Praktikums mitteilen und der 
Praktikant erhält allgemeine Informationen über Betrieb, 
Aufgaben, Arbeitszeiten, Kleiderordnung usw. Hieraus soll-
te eine Art Praktikumsplan entstehen, in dem die Aufgaben 
des Praktikanten umrissen werden. Dabei sollten einfache 
berufsrelevante Tätigkeiten, die in Ihrer Kanzlei üblich sind, 
zugewiesen werden, um eine schnelle Einbindung in den Ar-
beitsprozess zu erreichen. Optimal ist, wenn möglich, ein Ein-
satz in verschiedenen Arbeitsbereichen. Bedenken Sie bei der 
Einteilung der Tätigkeiten, dass ein eigener Arbeitserfolg die 
Jugendlichen erfahrungsgemäß ganz besonders motiviert.

Während des Praktikums sollte ein Mitarbeiter aus der Kanz-
lei als verantwortlicher Betreuer bestimmt werden. Unter-
stützend können außerdem fortgeschrittene Auszubildende 
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eingesetzt werden; der geringe Altersunterschied wirkt sich 
üblicherweise sehr positiv auf den Praktikanten aus. Von der 
Schulseite ist oftmals ein Betreuungslehrer beauftragt, der 
den Praktikanten in der Kanzlei besucht. Solche Gespräche 
mit dem Lehrer sollten nach Möglichkeit im Beisein des Kanz-
leiansprechpartners und des Praktikanten stattfinden.

Während des Praktikums

Zunächst sollte dem Praktikanten der Einstieg in das Arbeits-
umfeld erleichtert werden, indem er in einem Rundgang 
Informationen über die Kanzlei und deren Mitarbeiter, die 
Abteilungen, in denen er eingesetzt wird, und die grundsätz-
lichen Ausbildungsmöglichkeiten in der Kanzlei erhält. An-
schließend stellen für den Beruf des Rechtsanwaltsfachange-
stellten typische Aufgaben ideale Arbeitsaufträge dar. Diese 
sollten selbstständig nach einer Einführung oder Anleitung 
bearbeitet werden. Hierfür kann folgender Praktikumsplan 
als Orientierung dienen:

1. Tag 

Einstieg
– Begrüßung, Vorstellung und Rundgang
– Allgemeine Informationen, Sicherheit und Verschwiegen-

heit

Allgemeine Tätigkeiten 
– Kurze Unterweisung in Word, Excel und weitere zu nut-

zende Programme
– Postein- und -ausgang nach Anweisung bearbeiten
– Schreiben von kurzen Geschäftsbriefen
– Unterweisung in das Ablagesystem

2.–5. Tag 

Allgemeine Tätigkeiten 
– Postein- und -ausgang nach Anweisung bearbeiten
– Entwurf von Geschäftsbriefen
– Ablage erledigen
– Vorbereitung eines Mandantengesprächs
– Führung von Telefonaten
– Abgabe und Abholung von Gerichtspost beim Gericht

6. Tag 

Zwischengespräch
– Zwischengespräch mit Betreuer, Rückblick der ersten Wo-

che und Feedback

6.–9. Tag 

Rechnungen
– Allgemeine Informationen zum Buchungsablauf
– Erfassen von Rechnungsein- und -ausgang
– Gemeinsame Erstellung von Mahnbescheiden und Voll-

streckungsaufträgen

Alternativ / Ergänzend
– Weiterführung der allgemeinen Tätigkeiten der ersten 

Praktikumswoche in selbstständiger Weise

10. Tag 

Abschluss
– Abschlussgespräch mit Betreuer und ggf. Lehrer
– Rückgabe der zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel
– Übergabe Praktikumsbescheinigung/ Zeugnis, evtl. kleines 

Dankeschön

Diese wichtigen Rahmenbedingungen bei minderjährigen 
Praktikanten sollten Sie beachten:

– Kinder bis 14 Jahre: täglich höchstens sieben Stunden, 
wöchentlich max. 35 Stunden.

– Jugendliche bis 17 Jahre: täglich höchstens 8 Stunden, 
wöchentlich max. 40 Stunden.

– Beschäftigung an höchstens fünf Tagen in der Woche.
– Pausenzeiten: 30 Min. bei mehr als viereinhalb bis zu 

sechs Arbeitsstunden; mind. 60 Min. bei mehr als sechs 
Stunden. Erste Pause nach spätestens viereinhalb Stunden 
Arbeit.

– Dient das Praktikum dem Kennenlernen des Berufs und 
zielt auf Erkenntnisgewinn für den Praktikanten und nicht 
zur Erbringung von Arbeitsleistung, muss keine Vergü-
tung gezahlt werden.

– Eine Haftpflicht- und Unfallversicherung wird vom Schul-
träger abgeschlossen.

– Ein Praktikumsvertrag ist nicht zwingend erforderlich, je-
doch zu empfehlen.

Weitere Informationen haben wir Ihnen auf www.rak- 
muenchen.de bereitgestellt. Wenn Sie Interesse haben, einen 
Praktikumsplatz anzubieten, bitten wir um kurze Mitteilung 
per E-Mail (info@rak-m.de) oder Fax (089/53 29 44-53). Ger-
ne nehmen wir Sie in unsere Liste der Praktikumsplätze auf, 
die auf der Homepage der Rechtsanwaltskammer München 
veröffentlicht wird. Eine Herausnahme Ihrer Daten aus der 
Praktikumsliste ist natürlich jederzeit wieder möglich.

Nun wünschen wir Ihnen und Ihrem Praktikanten eine in-
teressante und erfolgreiche Praktikumszeit. Bei Fragen steht 
Ihnen unsere Ausbildungsabteilung natürlich gerne zur Ver-
fügung.
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Wie informieren sich Schüler über ihren Ausbildungsberuf?

Die RAK München hat in diesem Jahr erneut eine Abfrage bei allen Auszubildenden im ersten Ausbildungsjahr durchgeführt 
und die Ergebnisse für Sie ausgewertet. Es wurde nachgefragt, wie Auszubildende auf den Beruf der/s Rechtsanwaltsfachan-
gestellten aufmerksam geworden sind. Im Fragebogen waren auch Mehrfachnennungen möglich. Von den Teilnehmern der 
Fragebogenaktion haben 21,82 % mitgeteilt, dass über ein Kanzleipraktikum Interesse für den Ausbildungsberuf geweckt 
wurde. Über Bekannte und Freunde wurden 21,43 % auf den Ausbildungsberuf aufmerksam. Dahinter rangieren Informatio-
nen über die Arbeitsagentur mit 16,86 % sowie Eltern mit 13,09 %, während sich die Medien mit 12,10 % auf Platz 5 finden, 
wobei Social-Media diesmal separat gelistet wurde (1,38 %). Für Ausbildungskanzleien dürfte die Auswertung von Interesse 
sein, insbesondere im Hinblick auf mögliche Werbemaßnahmen. In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass auf 
der Homepage/Ausbildungsseite der RAK München eine Seite von Kanzleien geführt wird, die Praktika für Schülerinnen und 
Schüler anbieten. Wenn sich Ihre Kanzlei eintragen möchte, genügt eine E-Mail an die Ausbildungsabteilung der RAK München 
(info@rak-muenchen.de).

Auswertung aller Berufsschulen im Bezirk der RAK München:

Berufsschule/ Informationsquelle Augsburg Ingolstadt Kempten München Straubing Traunstein Gesamt

Kanzleipraktikum 19 9 7 54 10 11 110 = 21,82 %

Durch Freunde/Bekannte 18 7 9 55 9 10 108 = 21,43 %

Agentur für Arbeit 14 5 6 40 13 7   85 = 16,86 %

Über meine Eltern 11 6 7 27 7 8 166 = 13,09 %

Medien 3 7 7 27 11 6 161 = 12,10 %

Durch meine Schule 1 1 1 17 6 4 130 =  5,95 %

Sonstiges 5 4 2 9 3 0 123 =  4,56 %

Berufsinfotag/Ausbildungsmesse 2 0 2 6 2 2 114 = 12,77 %

Social-Media-Plattformen 0 0 1 3 3 0   17 = 11,38 %

Gesamtantworten 73 39 42 238 64 48 504

Teilnehmer 52 25 32 148 37 26 320

WWW.BOORBERG.DE
RICHARD BOORBERG VERLAG  FAX 07 11 / 73 85-100 · 089 / 43 61 564 
TEL 07 11 / 73 85-343 · 089 / 43 60 00-20 BESTELLUNG@BOORBERG.DE

Titelfoto: © RBV / rare - Fotolia

Gestaltungsleitfaden AGB

Richtige Formulierung und Verwendung  
mit zahlreichen Mustern

3. Auflage
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Gestaltungsleitfaden AGB
Richtige Formulierung und Verwendung mit zahlreichen Mustern

von Professor Dr. iur. Axel Benning, Fachhochschule Bielefeld, Bettina 
Benning, Rechtsanwältin, Professor Dr. iur. Jörg-Dieter Oberrath, 
Fachhochschule Bielefeld, und Ellen Oberrath, Rechtsanwältin

2015, 3., vollständig überarbeitete Auflage, 242 Seiten, € 38,–

ISBN 978-3-415-05481-3

Für den Unternehmer, aber auch für seine Berater werden Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen immer mehr zu einer unbekannten Materie und ihre 
Abfassung und Verwendung zu einem unkalkulierbaren Risiko. Hier schafft 
der Leitfaden Abhilfe. Er ist besonders anwenderfreundlich ausgerichtet.

Der Ratgeber dient als erster Einstieg in die Gestaltung von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen und hilft, grobe Fehler bei der Abfassung zu vermeiden. 

SZ1215

Praxisnah 
und rechtssicher.

Leseprobe unter 
www.boorberg.de/alias/1311201

AUCH ALS
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Engagement von individueller Unterstützung bis zu professioneller Fortbildung

Bayerns Freiberufler helfen 
Flüchtlingen

Online-Petition für den Erhalt
der HOAI 
Parlamentarischer Abend 
des Verbandes Freier Berufe 

www.freieberufe-bayern.de

Zitat
»Die EU muss sich darauf besinnen,
was ihre Aufgabe ist. Es kann nicht sein,
dass sich die Kommission einmischt,
wenn es um nationalstaatliche, landes-
politische oder regionale Belange geht,
dafür aber bei entscheidenden euro-
päischen Fragen versagt.«
Ilse Aigner, Bayerische Staatsministerin
für Wirtschaft und Medien, Energie und
Technologie 

So engagieren sich zum Beispiel in
ganz Bayern Notare sowohl im 

Rahmen der Beratung bei rechtlichen
Anliegen als auch mit privatem Engage-
ment. Der Bayerische Notarverein 
fördert anlässlich seines diesjährigen
Notartages in Hof finanziell eine lokale
Organisation, die sich der Flüchtlings-
arbeit in Hof widmet. 

Die Bayerische Apothekerkammer
unterstützt einzelne private Maßnah-
men von Apothekern.

Die Psychotherapeutenkammer
Bayern organisiert seit vielen Jahren
Fortbildungsveranstaltungen zur psy-
chotherapeutischen Versorgung von
Flüchtlingen und engagiert sich für 
deren Behandlung. In den Fortbildungs-
veranstaltungen geht es um die psycho-
therapeutische Behandlung von trau-
matisierten Flüchtlingen, kultursensible

Ein vielfältiges und facettenreiches Engagement legen Bayerns Freiberufler 
bei der Unterstützung von Flüchtlingen an den Tag. Das hat eine Umfrage des 
Verbandes Freier Berufe unter den Mitgliedsverbänden ergeben.  

Dr. Bruno Waldvogel 
Vizepräsident des 
Verbandes Freier Berufe
in Bayern

Editorial
Der gegenwärtige Flüchtlingszustrom
sorgt aus psychotherapeutischer Sicht
für eine aufgewühlte Gefühlslage. 
Primär sind die in Deutschland eintref-
fenden Menschen durch den Anlass
und den Verlauf ihrer Flucht emotional
belastet und verunsichert. Nach Anga-
ben der Bundespsychotherapeuten-
kammer leidet mindestens die Hälfte
der Flüchtlinge an psychischen Belas-
tungsstörungen. Sekundär wirken
sich die belasteten Schicksale der
Flüchtlinge auch auf die Menschen 
belastend aus, die unmittelbar mit
den Flüchtlingen befasst sind. Nicht
wenige kommen durch die vielen 
intensiven Begegnungen mit den
zahlreichen dramatischen Einzel-
schicksalen an die Grenze ihrer see-
lischen Verarbeitungskapazität. Aber
auch insgesamt dürften die unter Ein-
satz ihres Lebens nach Deutschland
strebenden Flüchtlinge kaum jemand
in unserer Bevölkerung unberührt 
lassen. Dramatische, kaum steuerbare
Veränderungen sind prinzipiell geeig-
net, Ängste auszulösen. Solche Äng-
ste können in seelische Überforde-
rungssymptome münden, sie können
nach impulsiver Abfuhr drängen oder
konstruktive Problembewältigungs-
prozesse in Gang setzen. Die Kompe-
tenz zu konstruktiven Problemlöse-
prozessen ist ein Wesensmerkmal 
der Freien Berufe. Es wird auch auf die
Problemlösefähigkeiten der Freien 
Berufe ankommen, um die hier nach
einer Zukunft suchenden Flüchtlinge
in unsere Gesellschaft zu integrieren
und mit ihnen die Probleme des 
Arbeitskräftemangels und der Über-
alterung unserer Gesellschaft zu 
lösen. Wir sollten es nicht unversucht
lassen, das zu »schaffen«.

Aspekte in der Therapie sowie flücht-
lingsspezifische aufenthaltsrechtliche
Bestimmungen. Die Kammer konzen-
triert sich im Rahmen der Fortbildungs-
veranstaltungen auch auf Kinder und
Jugendliche sowie auf unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge, die wegen 
Verfolgung aus ihrem Heimatland 
nach Deutschland fliehen mussten.

Selbstständige in Freien Berufen in Bayern am 1. Januar 2015
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Online-Petition gegen Preisdumping und für den Erhalt der HOAI

Freie Berufe contra EU-Kommission
Mit einer Online-Petition wehren sich die Freien Berufe gegen ein von der EU-Kommission in die Wege
geleitetes Vertragsverletzungsverfahren und die Abschaffung der Honorarordnung für Architekten
und Ingenieure (HOAI).  Sollte sich die EU-Kommission durchsetzen, drohen Preisdumping, Verdrän-
gung und Vernichtung insbesondere kleinerer Architekten-Ingenieurbüros.

genommen haben. Fast jeder Zahnarzt
in Bayern hat schon Asylbewerber 
behandelt. Die KZVB hat zudem bereits
2005 eine Vereinbarung mit den kom-
munalen Spitzenverbänden abge-
schlossen, die den Umfang der Leistun-
gen und die Abrechnung regelt. Derzeit
arbeitet die KZVB mit dem bayerischen
Sozialministerium an einer »Positiv-
liste« abrechenbarer Leistungen.

Die Bayerische Landeszahnärzte-
kammer (BLZK) hat die Schirmherr-
schaft über das Hilfswerk Zahnmedizin
Bayern e.V. unter Vorsitz von Dr. Martin
Schubert aus Freising übernommen,
das sich seit 2012 um Migranten küm-
mert, unter anderem in Form einer
Zahnarztpraxis im Münchner Malteser-
haus. Darüber hinaus vernetzt das 
Hilfswerk vergleichbare Initiativen in
den bayerischen Regionen. Ziel des ge-

Architekten, Landschaftsarchitekten
und Stadtplaner fühlen sich besonders
bei der Frage der Unterbringung gefor-
dert. Ihre planerische Qualifikation
macht sie zu gesuchten Ansprechpart-
nern, als Angehörige eines Freien 
Berufs nehmen sie eine große gesell-
schaftliche Verantwortung wahr. 
Welchen Beitrag sie bei der Unterbrin-
gung von Flüchtlingen leisten können
und wie Architekten, Politik und Verwal-
tung gemeinsam diese Herausforde-
rung bewältigen können, beschäftigt
die Bayerische Architektenkammer.

Die Kassenzahnärztliche Vereini-
gung Bayerns (KZVB) beschäftigt sich
seit längerem intensiv mit der zahn-
medizinischen Versorgung der Asyl-
bewerber. Dazu gab es bayernweit 
Infoveranstaltungen, an der mehr als
1.500 Zahnärzte und Mitarbeiter teil-

meinnützigen Hilfswerkes Zahnmedizin
Bayern e.V. (ZHB) ist dabei die Bildung
eines Netzes von Zahnärzten, die ehren-
amtlich aus christlichen oder berufs-
ethischen Motiven Patienten ohne
Krankenversicherungsschutz (Bedürfti-
ge, Obdachlose) kostenfrei behandeln.
Darüber hinaus wird auch Flüchtlingen
geholfen, die unaufschiebbaren Behand-
lungsbedarf haben.

Auch die Mitglieder des FVDZ be-
handeln Flüchtlinge in ihren Praxen
oder sind in speziell eingerichteten 
Untersuchungsstätten ehrenamtlich
tätig, wie der Verband mitteilt. Gerade
die Versorgung in den dezentralen 
Praxen ist ihnen ein Anliegen sowohl 
für die Flüchtlinge und Asylsuchenden 
als auch für die Zahnärzteschaft. 

Der Verband Freier Berufe vertritt 
wie in der Petition formuliert die

Auffassung, dass es sich in Deutsch-
land seit vielen Jahren bewährt hat, 
Planertätigkeiten nach der HOAI zu 
vergüten. Die Honorarordnung regelt,
welcher Betrag mindestens für eine 
bestimmte Leistung in Rechnung ge-
stellt werden muss und welche Summe
maximal verlangt werden darf. Durch 
eine gesetzliche Mindestgrenze wird
Preis-Dumping vermieden, da die Bieter
nicht dazu getrieben werden, Preise 
anzubieten, die für sie selbst unwirt-
schaftlich sind und die qualitätsvolles
Arbeiten unmöglich machen. Die HOAI
schafft also die Grundlage dafür, dass
jener Bieter den Zuschlag bekommt, 
der die beste Qualität verspricht.

Die HOAI ist für den Verbraucher-
schutz von unschätzbarem Wert, ande-
rerseits sorgt sie dafür, dass auch klei-
ne Büros am Markt eine Chance haben.

Dieses bewährte System greift 
nun die EU-Kommission an, die gegen
Deutschland ein Vertragsverletzungs-
verfahren eingeleitet hat. Aus Sicht 
der EU-Kommission würde die Nieder-

lassung neuer Anbieter aus anderen
EU-Mitgliedstaaten behindert, da die
HOAI sie in der Kalkulation ihrer Preise
beschränkt.Tatsächlich würde eine 
Abschaffung der HOAI aber zu Preis-
dumping, Verdrängung und Vernich-
tung insbesondere kleinerer Büros und
zu Qualitätseinbußen im Bau führen. 

Die Bundesarchitektenkammer und
alle Länderarchitektenkammern wollen
mit der Petition die Bundesregierung
beim Erhalt der zuletzt 2009 und 2013
novellierten HOAI unterstützen. Auch
die Bayerische Ingenieurekammer-Bau
ruft dazu auf, indem auch andere Frei-
berufler die Petition mitzeichnen und
um Mitzeichnung werben. Der Präsi-
dent des Verbandes Freier Berufe in
Bayern, Dr. Fritz Kempter, unterstützt
das Anliegen ausdrücklich und bittet,
die Petition unter https://www.change.
org/p/bundesregierung-
honorarordnung-für-architekten-und-
ingenieure-hoai-verteidigen zu unter-
stützen. 

Mit einer Resolution unterstützt dar-
über hinaus die Vertreterversammlung
der Bayerischen Architektenkammer 

Initiativen, die für den dauerhaften 
Erhalt der HOAI eintreten, um so die
Qualitäten, die darüber von der Archi-
tektenschaft für die Gesellschaft ge-
schaffen werden, zu sichern. Darin
heißt es: »Die HOAI ist die Basis für 
geistig-schöpferische Leistung, unab-
hängige Beratung, Haftung, Kosten-
sicherheit, Berücksichtigung öffentli-
cher Belange, Gewährleistung, sowie
die Einhaltung von gängigen Richtlinien
und Normen. Sie dient auch dem Erhalt
von kleinteiligen Bürostrukturen in
Deutschland und stärkt den Verbrau-
cherschutz. Das Prinzip der HOAI ist die
qualitätssichernde Grundlage zur Rege-
lung der Interessen von Bauherr, Gesell-
schaft und Architekten, die sich jahr-
zehntelang in Deutschland bewährt hat.«

Kammerpräsident Lutz Heese
begrüßt nachdrücklich, dass sich die 
Vertreterversammlung so deutlich 
gegen Schleuderpreise für geistig-
schöpferische Leistungen der Architek-
ten positioniert und ruft alle Kolle-
ginnen und Kollegen auf, sich für den 
Erhalt der Honorarordnung in ihrer 
jetzigen Form einzusetzen.
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Breite Unterstützung für den Erhalt freiberuflicher Berufsordnungen und Strukturen in Europa: 
Florian Lemor, Dr. Angelika Niebler, Prof. Dr. Michael Piazolo, Prof. Dr. Klaus Buchner, Inge Aures und 
Peter Knüpper.

Parlamentarischer Abend des Verbandes Freier Berufe in Bayern 

VFB begrüßt Transparenz-Initiative
des Bundestags

Mit Sorge blicken die Freien Berufe derzeit nach Brüssel. Das Freihandelsabkommen TTIP soll 
Handelshemmnisse zwischen Europa und den USA abbauen, damit Wachstum fördern und die Kosten
für Unternehmen senken. Die Freien Berufe fürchten, dass die Prinzipien der Selbstverwaltung 
und der Freiberuflichkeit zugunsten von Marktorientierung und Kapitalinteressen geopfert werden. 
Ausdrücklich begrüßt hat der Verband Freier Berufe in Bayern auf seinem Parlamentarischen Abend
das klare Bekenntnis des Bundestags zu den Berufsrechten der Freien Berufe. Ein Signal, das auch 
von einer breiten Mehrheit des Landtags ausgeht. 

tekammer, Peter Knüpper, mit Landes-
und EU-Politikern führte. Die Europa-
Parlamentarier Dr. Angelika Niebler 
und Prof. Dr. Klaus Buchner (ödp) kriti-
sierten, dass es selbst für Mitglieder
des Parlaments schwierig sei, sich über
den Stand der Verhandlungen über das
transatlantische Freihandelsabkommen
zu informieren. Dennoch lohne sich
auch nach Ansicht von Bayerns Land-
tagsvizepräsidentin Inge Aures (SPD)
und Prof. Dr. Michael Piazolo von den
Freien Wählern der Einsatz für nationale
und regionale Interessen gegenüber
der Kommission. Als Beispiel wurde das
aufgrund öffentlichen Drucks geschei-
terte EU-Vorhaben einer Privatisierung
der Trinkwasser-Versorgung genannt.

Auf der Suche nach den Gründen der
Deregulierungsoffensive der EU-Kom-
mission gab Florian Lemor eine interes-
sante Einschätzung ab: Der Haupt-
geschäftsführer der Bundeszahnärzte-
kammer (BZÄK) arbeitete bis 2009 für
den Bundesverband der Freien Berufe
(BFB) und beobachtet eine grundsätz-
liche Auseinandersetzung zwischen
zwei unterschiedlichen Regulierungs-

Der Parlamentarische Abend des 
Verbandes Freier Berufe in Bayern

(VFB) thematisierte insbesondere die
Deregulierungsversuche der Europä-
ischen Kommission, die am 18. Juni in
ein Vertragsverletzungsverfahren ge-
gen die Bundesrepublik Deutschland
wegen vermeintlich »unverhältnis-
mäßiger und nicht gerechtfertigter 
Hindernisse im Bereich freiberuflicher
Dienstleistungen« – so die zuständige
EU-Kommissarin Elzbieta Bienkowska –
mündete. Nach Einschätzung der lang-
jährigen EU-Parlamentarierin Dr. Ange-
lika Niebler (CSU) zeigt gerade dieses
Vertragsverletzungsverfahren, dass 
es der Kommission grundsätzlich am
Verständnis für freiberufliche Struktu-
ren fehle. So werde übersehen, welchen
Beitrag gerade die Freien Berufe für 
das Gemeinwohl leisteten.

Dass sich die Freien Berufe noch in-
tensiver mit europapolitischen Themen
auseinander setzen müssen, war auch
Konsens unter den Teilnehmern einer
Podiumsdiskussion, die der Münchner
Rechtsanwalt und Hauptgeschäfts-
führer der Bayerischen Landeszahnärz-

ansätzen. »Im angelsächsischen Raum
erfolgt die Regulierung zum großen 
Teil über ein Haftungsregime, das vom
Ergebnis erbrachter Dienstleistungen
ausgeht, während wir im kontinental-
europäischen Raum überwiegend 
den Gedanken der Prävention verfol-
gen, der Fehler und Mängel bereits 
bei Erbringung von Dienstleistungen
ausschließen will. Aus diesem guten
Grund werden nicht nur die Vorausset-
zungen für den Berufszugang für Ärzte,
Rechtsanwälte, Steuerberater und Ar-
chitekten, sondern auch deren Berufs-
ausübung geregelt. Letzteres geschieht
durch die auf gesetzlicher Grundlage
gebildeten Kammern der Freien Berufe,
die den Staat auch bei der Berufsauf-
sicht entlasten.« Unterstützung erhal-
ten die Freien Berufe aktuell durch das
klare Bekenntnis des Deutschen Bun-
destags zu den Berufsrechten der Frei-
en Berufe – insbesondere zum Erhalt
der Honorar- und Kostenordnung sowie
zu den Fremdkapitalbeschränkungen.
»Der Bundestag unterstreicht die Be-
deutung von hohen Qualitätsstandards
in den Freien Berufen und fordert, diese
als strukturellen Wettbewerbsvorteil
auch künftig zu erhalten«, heißt es in
dem gemeinsamen Antrag der Koaliti-
onsfraktionen. Darin wird die Bundes-
regierung aufgefordert, sich weiterhin
für ein positives Ansehen und eine star-
ke Identifikation der Freien Berufe und
des Handwerks in der Allgemeinheit
und in Europa einzusetzen. »Der VFB
sieht in diesem Beschluss des Deut-
schen Bundestags ein wichtiges Signal
für Brüssel«, bekräftigte VFB-Präsident
Dr. Fritz Kempter. Die beiden Landtags-
abgeordneten Michael Piazolo und 
Inge Aures sagten zu, eine ähnliche 
Resolution auch in den bayerischen
Landtag einzubringen.
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über die Zukunft der Freien 
Berufe und aktuelle Entwicklun-
gen. Im Mittelpunkt standen 
der laufende EU-Transparenz-
prozess zur Überprüfung und
Bewertung des Berufsrechts 
aller regulierten Berufe sowie
die im Rahmen des Europäi-
schen Semesters verabschiede-
ten länderspezifischen Empfeh-
lungen, die für Deutschland und
viele andere EU-Mitgliedstaaten
ausdrücklich den Abbau von 
berufsrechtlicher Regulierungen
anmahnen. Die BZÄK fürchtet
massive Auswirkungen auf die
Gesundheitsberufe. BZÄK-Prä-
sident Dr. Peter Engel warnte 
davor, bewährte Strukturen der
freiberuflichen Selbstverwal-
tung leichtfertig zugunsten ein-
maliger Beschäftigungseffekte
zur Disposition zu stellen. Er
warb für ein hohes Qualifikati-
onsniveau der Zahnärzte in
Europa. Dies sei der beste Pa-
tientenschutz. Engel wies darauf
hin, dass derzeit ein Paradig-
menwechsel in Brüssel stattfin-
de. So ginge es offenbar nicht
mehr um den Ausbau des ge-
meinsamen Binnenmarktes 
und die Beseitigung grenzüber-
schreitender Hindernisse, 
sondern vielmehr stünden rein 
ökonomische Interessen im 
Vordergrund. FB-Präsident 
Dr. Horst Vinken unterstrich,
dass die Freien Berufe ein
Wachstumssektor seien, der
entscheidend zur wirtschaftli-
chen Dynamik in Deutschland
und im europäischen Binnen-
markt beitrügen. Er warnte 
davor, das Primat des Preises
über das der Qualität zu stellen. 
Deregulierung um der Dere-
gulierung willen münde nicht 
in einen Qualitätswettbewerb.
Aber genau in diesem solle
Europa seine Chance im globa-
len Wettbewerb suchen und
nicht primär auf einen Preiswett-
bewerb abstellen. 

Billigstes Bau-Angebot
verlockt am häufigsten 

Das billigste Angebot erhält 
bei der Vergabe von Bauprojek-
ten in 76 Prozent der Fälle den
Zuschlag. Nur selten hat das aus
Gesamtsicht wirtschaftlich sinn-
vollste Angebot die Nase vorn.
Das ergab eine Umfrage der
Bayerischen Ingenieurekammer-
Bau. Bei der Vergabe von Pla-
nungsleistungen im Bauwesen
stehe allzu oft der Preiswett-

bewerb im Vordergrund. Die 
Gefahr sei groß, dass dies zu 
Lasten der Qualität geht und 
eine unwirtschaftliche Bauaus-
führung mit hohen Folgekosten
nach sich zieht. »Wenn der 
Billigste den Zuschlag für ein
Projekt bekommt und nicht der
Beste, gefährdet das die Qua-
lität in höchstem Maße. Von der
Sicherheit ganz zu schweigen!
Die beste Lösung entsteht im
Wettbewerb der Leistungen 
und Ideen, nicht im Wettbewerb
der Preise«, so Dr.-Ing. Heinrich
Schroeter, Präsident der Baye-
rischen Ingenieurekammer-Bau.
»Je größer das Bauprojekt, de-
sto mehr Sachkenntnis braucht
man, um ein Angebot angemes-
sen bewerten zu können. Dass
häufig die billigsten Bieter den
Zuschlag bekommen, liegt zum
einen daran, dass nur die un-
mittelbaren Kosten betrachtet
werden und zum anderen daran,
wer über die Vergabe entschei-
det. Entscheidet ein Ingenieur,
erkennt dieser viel eher als ein
Betriebswirtschaftler oder Ju-
rist, warum das Angebot, dass 
zunächst vielleicht teurer er-
scheint, mittelfristig doch gün-
stiger ist«, so Schroeter weiter.

Immer mehr Frauen 
in Freien Berufen

Seit Jahren lässt sich ein 
kontinuierlicher Anstieg der
weiblichen Erwerbstätigkeit 
in Deutschland beobachten. 
»Diesem Trend unterliegen auch
– und teilweise gerade – die 
Freien Berufe«, so Professor
Martin Abraham, wissenschaft-
licher Direktor des Instituts 
für Freie Berufe (IFB) an der
Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg. Berufstätig-
keit stelle nicht mehr nur eine
Übergangsphase bis zu Famili-
engründung dar, sondern sei 
ein fester Bestandteil der weibli-
chen Lebensplanung geworden.
Abraham: »Der Anteil der Frauen
an den Selbstständigen ist in
vielen Freien Berufen deutlich
höher als im Durchschnitt 
der Selbständigen insgesamt. 
Zudem sind bestimmte Berufe –
zum Beispiel die Apotheker, 
Tiermediziner oder die Psycho-
therapeuten – zunehmend fest
in weiblicher Hand.« 

Kurz gemeldet Termin
Die diesjährige Delegierten-

versammlung des Verbandes
Freier Berufe in Bayern findet 
am Mittwoch, 21. Oktober 2015
um 16 Uhr im Haus der Baye-
rischen Wirtschaft, Max-Joseph-
Straße 5 in München statt. Als
Redner beim sich ab 18.30 Uhr
anschließenden öffentlichen Teil
der Veranstaltung konnte der
Verband Freier Berufe in Bayern
den Vorstand des Instituts für
Medizinische Genetik und Orga-
nisationseinheitsleiter des Zen-
trums für Pathobiochemie und
Genetik der Medizinischen Uni-
versität Wien, Professor Dr. Mar-
kus Hengstschläger, gewinnen.
Er wird vor Gästen aus Politik
und Öffentlichkeit zum Thema
»Die Durchschnittsfalle« spre-
chen. 
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Manfred F. Klar
neuer LSWB-Präsident

Die Mitgliederversammlung
des Landesverbands der steuer-
beratenden und wirtschaftsprü-
fenden Berufe in Bayern (LSWB)
hat Manfred F. Klar mit überwäl-
tigender Mehrheit zum neuen
Präsidenten des Verbands ge-
wählt. Der 64-jährige übernimmt
das Amt von Dr. Peter Küffner
(74), der nicht zur Wiederwahl
angetreten ist. Der Weidener,
der in dritter Generation eine
Steuerberaterkanzlei in seiner
Heimatstadt führt, ist seit 16 Jah-
ren Mitglied im LSWB-Vorstand
und seit 2004 Vizepräsident 
des Verbands. Klar war lange
Zeit in herausgehobenen Ehren-
ämtern in der Steuerberater-
kammer Nürnberg aktiv und ist
seit Juni Vizepräsident des Deut-
schen Steuerberaterverbands
DStV. Er trägt großen Anteil an
der erfolgreichen Neuausrich-
tung des LSWB zum Dienstlei-
stungs- und Interessenverband
seit der Jahrtausendwende. 
Klar dankte seinem Vorgänger
Küffner für die geleistete Arbeit:
»Dass wir heute so positiv in die
Zukunft blicken können, ist Dir
zu verdanken. Du hinterlässt 
ein gut bestelltes Haus.« Die
Mitgliederversammlung wählte
Küffner zum Ehrenpräsidenten
des Verbands als Anerkennung
für seine Verdienste. Als Vor-
standsmitglieder wurden Karl
Bergbauer und Sabine Kastner
aus dem Bezirk Nord sowie 
Sabine Dietloff,  Andreas Huber
und Paul Kokott aus dem Bezirk
Süd bestätigt. Die Mitglieder-
versammlung wählte zudem 
Dr. Peter Leidel aus Regen und
Sabine Wirsching aus Höchberg
neu in den Vorstand.

Wirtschaftswachstum
um jeden Preis?

Beim 10. Europatag der Bun-
deszahnärztekammer (BZÄK)
diskutierten Vertreter der Euro-
päischen Institutionen und 
betroffener Berufsverbände
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Datenschutzrecht
Kommentar zum Bundesdatenschutzgesetz, 
den Datenschutzgesetzen der Länder und 
Kirchen sowie zum Bereichsspezifischen 
Datenschutz  

Loseblattwerk, etwa 3640 Seiten, € 84,– 
einschl. 3 Ordnern und CD-ROM
ISBN 978-3-415-00616-4

          Inhaltsverzeichnis unter 
           www.boorberg.de/alias/98867

Der renommierte Kommentar bringt bereits 
jetzt die vollständigen Erläuterungen aller 
BDSG-Normen, die aufgrund des Zweiten 
BDSG-Änderungsgesetzes zum 1. Januar 2016 
geändert werden. Insbesondere fi nden Sie hier 
die Kommentierungen zu den §§ 4 c, 4 d, 10, 19, 
21, 22–26, 42 und 44 BDSG.

Außerdem erhalten Sie aktuelle Erläuterungen 
u.a. zu:

 � Videoüberwachung (§ 6 BDSG)
 � Datenschutz im Beschäftigtenverhältnis 
(§ 3 Abs. 11 und § 32 BDSG) mit vielen neuen 
Checklisten

Die dem Werk beiliegende CD-ROM enthält 
nicht nur das umfangreiche Sachregister, son-
dern im Word-Format auch zahlreiche For-
mulare und Musterverträge (z.B. zur Daten-
löschung nach der neuen DIN-Norm 66399).
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So erreichen Sie uns: 

Beratung durch den Vorstand 
(mittwochs von 14.00 Uhr bis 16.30 Uhr) (089) 532944-55

Bitte die Mitgliedsnummer bereithalten!

Gebührenrechtliche Hotline 
(dienstags von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr)  (089) 532944-55

Telefax  (089) 532944-28

E-Mail info@rak-muenchen.de

Internet  www.rak-muenchen.de

Die Zentrale ist Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 
Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie freitags von 9.00 
Uhr bis 12.00 Uhr besetzt.

Die Geschäftsführung steht den Mitgliedern telefonisch 
Montag bis Donnerstag von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und frei-
tags von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr für Auskünfte und kurze 
Beratungen zur Verfügung.

Zentrale   (089) 532944-0

Anwaltsausweise  (089) 532944-772

Zulassungsanträge/ 
Vertreterbestellungen   (089) 532944-782

Fachanwaltschaften   (089) 532944-779

Mitgliederverwaltung/ 
Verzichtserklärungen   (089) 532944-771

Berufshaftpflichtversicherung  
als Zulassungsvoraussetzung   (089) 532944-776

Beschwerdewesen   (089) 532944-775

Buchhaltung   (089) 532944-781

Ausbildung RA-Fachange- 
stellte/Rechtsfachwirte   (089) 532944-780

Fortbildungs- 
veranstaltungen/Nothilfe   (089) 532944-778

EDV/Adressverwaltung   (089) 532944-773

Geschäftsführung  (089) 532944-10




